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1 Industrie, Gewerbe und Handwerk 

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Guten Morgen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr 
geehrte Damen und Herren Sachverständige, liebe Vertreterinnen der Landtagsver-
waltung und der Ministerien, sehr geehrte interessierte Gäste, meine Damen und Her-
ren, ich begrüße Sie herzlich zur 10. Sitzung der Enquetekommission III „Wasser in 
Zeiten der Klimakrise“. 

Diese Sitzung gliedert sich in einen öffentlichen und einen nichtöffentlichen Teil. Im 
öffentlichen Teil findet eine Anhörung statt. 

Sehr geehrte Damen und Herren Sachverständige, im Namen der Enquetekommission 
möchte ich Ihnen meinen ausdrücklichen Dank für Ihre heutige Teilnahme und für die 
bereitgestellten Stellungnahmen aussprechen. Aus zeitlichen Gründen ist es nicht vor-
gesehen, dass die anwesenden Sachverständigen ihre schriftlichen Stellungnahmen 
in einem Eingangsstatement mündlich zusammenfassen. Vielmehr gehe ich davon 
aus, dass die Abgeordneten die schriftlichen Stellungnahmen gelesen und ausgewer-
tet haben und nunmehr Fragen an die Sachverständigen richten, um einzelne Sach-
verhalte zu vertiefen bzw. zu hinterfragen. 

Zunächst wird eine Fraktion ihre Frage an einen Sachverständigen richten. Die ange-
sprochene Person kann unmittelbar darauf antworten. Für die Beantwortung einer 
Frage stehen maximal drei Minuten zur Verfügung. Anschließend folgt die nächste 
Frage der nächsten Fraktion. Die sachverständigen Mitglieder der Enquetekommis-
sion haben ebenfalls das Recht, Fragen zu stellen. Diese werden jeweils den betref-
fenden Fraktionen angerechnet. 

Peter Blumenrath (CDU): Meine Damen und Herren, auch von unserer Seite erst 
einmal herzlichen Dank für die schriftlichen Stellungnahmen, aber auch für die Bereit-
schaft, heute Morgen für Nachfragen zur Verfügung zu stehen. Wir richten unsere 
erste Frage an unternehmer nrw. Herr Felsch, Herr Schüller, Sie können selbst ent-
scheiden, wer von Ihnen die perfekte Ansprechperson ist. 

Wir möchten über die Wasserversorgung unter anderem für die Industrie sprechen. 
Sie sagen, Industrie sollte bei der ganzen Sache nicht vergessen werden. Sie führen in 
Ihrer Stellungnahme aus, dass es eine erhebliche Gesamtreduktion bei dem Kühlwas-
serbedarf und auch dem Wasserverbrauch gegeben habe. Erklären Sie uns bitte Ihre 
Sorgen. In welchen Sektoren und warum sind diese Aspekte besonders zu beachten? 
Welche Folgen hätte im Worst Case eine Unterversorgung im Bereich der Industrie? 

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Wasserversorgung in der Industrie ist ein 
besonders wichtiges Thema. Bei der Industrie geht es nämlich nicht nur darum, dass 
Wasser ein Produktionsmittel ist, sondern auch ein Kühlmittel und in Bezug auf die 
Lebensmittelindustrie teilweise ein Rohstoff. In der Diskussion erleben wir es häufig, 
dass die Industrie als Teil des Problems wahrgenommen wird. Wir würden eher sagen: 
Sie ist ein Teil der Lösung. Sie haben in der Stellungnahme gesehen, wie sich die 
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Wasserverbräuche in den letzten Jahren massiv reduziert haben. In der Industrie ist 
es besonders augenscheinlich. Die Industrie hat natürlich ein ureigenes Interesse, 
Wasser zu sparen, weil es ein erheblicher Produktions- und Kostenfaktor ist. 

Zu der besonders wasserintensiven Industrie in Nordrhein-Westfalen zählen die Pa-
pier- und die Chemieindustrie. Diesbezüglich würde ich später an meine Kollegen ver-
weisen, die das in ihren Reihen viel besser wiedergeben können. Die Stahl- und Me-
tallindustrie in Nordrhein-Westfalen hat einen besonders hohen Wasserbedarf, was 
die Kühlung angeht. Das ist deshalb besonders relevant: Ohne Kühlung ein Stahlwerk 
zu betreiben, ist unmöglich. Insofern sind insbesondere die Stahlwerke darauf ange-
wiesen, zu jeder Sekunde über ausreichende Kühlmöglichkeiten zu verfügen. 

Dass bei Wasserentnahmen der Druck trotz der geringeren Wasserverbräuche gene-
rell eher zu- als abnimmt, ist ein besonderer Faktor. Ein Stahlwerk können Sie in einer 
Zeit von Wasserknappheit nicht einfach herunter- und nach einer Stunde wieder hoch-
fahren. So funktioniert das natürlich nicht. Insofern ist eine durchgehende Versor-
gungssicherheit unerlässlich. In der Lebensmittelindustrie ist das sehr ähnlich. Dort ist 
es nicht nur eine Frage der Quantität des Wassers, sondern auch eine Frage der che-
mischen Zusammensetzung. Lebensmittelsicherheit stellt zudem einen ganz beson-
deren Faktor dar. 

Das Stichwort lautet: „Wasserverfügbarkeit in Dürrezeiten“. Bisher ist es zum Glück in den 
seltensten Fällen so weit gekommen, aber wenn einmal eine Entscheidung getroffen 
werden müsste, wer Vorrang hat, dann sieht das Landeswassergesetz den Vorrang der 
Trinkwasserversorgung vor. Wohl kaum jemand wird infrage stellen, dass es so einen 
Vorrang geben sollte. Die Frage ist nur, ob dieser pauschal so sinnvoll ist oder ob man 
nicht zu einer gewissen Kaskade und dazu kommen sollte, alle Beteiligten zu schützen. 

Produktionsausfälle sind dann besonders schlimm, wenn es zu Schäden an den Pro-
duktionsanlagen kommt. Das ist ein wirtschaftlicher, aber natürlich auch ein Standort-
faktor. Unternehmen werden sich überlegen, ob es Sinn macht, hier weiterhin eine 
Investitionstätigkeit auszuüben. Eine Region mit einem uneingeschränkten Wasserdar-
gebot ist sicherlich attraktiver. Das ist nicht nur für das Unternehmen ein wichtiger Faktor, 
sondern auch für den Standort Nordrhein-Westfalen insgesamt. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Seitens unserer Fraktion möchte ich allen Sachver-
ständigen für die von Ihnen abgegebenen Stellungnahmen danken. Darin waren sehr 
viele schöne Dinge zu lesen, mit denen wir gut arbeiten können. 

Unsere erste Frage richte ich an Herrn Dr. Riße. Wir haben gerade Kühlwasser und 
Kühlsysteme angesprochen. Es ist ja so, dass Kühlwasser nach der Benutzung mit 
erhöhter Temperatur wieder eingeleitet wird. Haben Sie den Eindruck, dass noch mehr 
Handlungsbedarf zur Reduktion von Kühlwasser besteht, da die Wassertemperaturen 
ohnehin steigen, wodurch ein hoher Impact auf die Ökosysteme entsteht usw.? Wie 
könnten wir die Temperaturschwankungen ansonsten reduzieren? Könnten wir das mit 
irgendeiner Lenkungswirkung verknüpfen? 
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Dr. Henry Riße (RWTH Aachen): Mein Kollege hat schon angesprochen, dass insbe-
sondere die Stahl- bzw. die Metallindustrie insgesamt sehr viel Kühlwasser braucht. 
Wie dramatisch oder wie gravierend sich die Einleitungen von Kühlwasser in Oberflä-
chengewässer auswirken, ist lokal sicher sehr unterschiedlich. Wenn Sie den Rhein 
nehmen, ist das sicher nicht ganz so kritisch und nicht so dramatisch zu beurteilen. 
Wenn Sie aber kleinere Flüsse, die nur wenige Kubikmeter Wasser pro Sekunde auf-
weisen, oder mittelgroße Flüsse wie zum Beispiel die Lippe nehmen, an deren Ober- 
und Mittellauf sich Kraftwerke befinden, ist das unter Umständen schon kritisch. 

Ich kenne das Beispiel der großen Papierfabrik Alfeld in Niedersachsen, die an der 
Leine liegt und Temperatursteigerungen von zwei bis drei Grad erzeugt hat. Das ist 
unter den Randbedingungen kritisch zu betrachten. Von industrieller Seite muss man 
überlegen, ob es möglich ist, in solchen extremen Fällen andere Verfahren oder an-
dere Technologien einzusetzen, um die Belastung für die Gewässer zu reduzieren. 
Unter Umständen kann man sinnvolle technische Verknüpfungen zwischen Energie-
erzeugung und Kühlung herstellen. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Auch ich möchte erst einmal meinen Dank an die Sachver-
ständigen aussprechen. Sehr viele Informationen sind eingegangen, die die Vorberei-
tung auf den heutigen Tag wirklich spannend gemacht haben. 

Meine erste Frage geht an Frau Seemann. Sie beschreiben Probleme bei den Anpas-
sungsmaßnahmen. Welche Probleme sind das, und wie können sie behoben werden? 

Irene Seemann (Netzwerk Klimaanpassung & Unternehmen.NRW): Guten Morgen 
in die Runde. Ich habe ein paar Probleme identifiziert, die in Unternehmen normaler-
weise im Zusammenhang mit der Frage auftreten, warum sie sich noch nicht anpassen. 
Ich glaube, darauf beziehen Sie sich. Richtig? Genau. Vielleicht nur zusammenfas-
send – ich bin mir nicht sicher, ob das eine vertiefende Frage ist –: Verschiedene Ebenen 
von Problemen hindern die Unternehmen daran, sich anzupassen. Zum einen wissen 
manche einfach nicht, dass sie entweder jetzt oder auch perspektivisch betroffen sind. 

Meine Antwort bezog sich natürlich nicht nur auf Wasserknappheit, sondern auch auf 
Hochwasser. Einige Unternehmen wissen zum Beispiel nicht, dass ihr Standort in ei-
nem Hochwasser- oder in einem Starkregengefahrenbereich liegt. Das heißt: Nicht 
alle, aber einige Unternehmen haben so eine Art Erkenntnisproblem. Darauf kann man 
natürlich einwirken, indem man mehr Informationen zur Verfügung stellt bzw. die Un-
ternehmen dazu motiviert, sich damit auseinanderzusetzen, indem man zum Beispiel 
Workshops oder Checklisten anbietet – solche Sachen. 

Das andere ist ein Prioritätsproblem. Unternehmen müssen natürlich a) ein tagtägli-
ches Business betreiben und hatten vor allem in den letzten Jahren b) die ein oder 
andere Krise zu bewältigen. Dann ist es auch verständlich, dass die sehr dringlichen 
Themen, die dafür sorgen, dass das Unternehmen überlebt, sowohl in der Abarbeitung 
als auch hinsichtlich finanzieller Mittel prioritär behandelt werden. Das heißt aber na-
türlich nicht, dass man keine Prävention durchführen muss. Im Allgemeinen ist bei der 
Klimaanpassung das Gemeine, dass sie ein Präventivthema ist. 
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Wie kann man Prävention unterstützen? Sie müssen nur an die Rückengymnastik den-
ken, die jeder von uns machen sollte: Es geht vor allem um das Informieren, warum 
es wichtig ist. Es bleibt wichtig, dauerhaft immer wieder zu vermitteln, dass man etwas 
tun muss, und mit Fördermaßnahmen entsprechend zu unterstützen. Wenn – das ist 
ein weiterer Punkt – finanzielle Mittel begrenzt sind, kann man Abhilfe schaffen, indem 
man einen gewissen Anreiz finanzieller Natur setzt, um zum Beispiel Beratung zu för-
dern und die Unternehmen aufzuklären. Ein Beispiel habe ich zu einer anderen Frage 
gegeben: Im Bereich „Kreislaufwirtschaft“ wird das von der efa, der Effizienz-Agentur, 
schon gemacht. So etwas hinsichtlich Wasser zu verstärken, wäre sehr hilfreich. 

Dietmar Brockes (FDP): Auch seitens der FDP-Fraktion herzlichen Dank, dass Sie 
uns heute zur Verfügung stehen und uns mit Ihren schriftlichen Stellungnahmen berei-
chert haben. Wenn die Woche schon mit so viel geballter Kompetenz aus Handwerk 
und Industrie beginnt, dann kann sie kaum noch besser werden. Ich bin einmal gespannt. 

Herr Drews, in Ihrer Stellungnahme wird deutlich, dass die Papierindustrie durch die 
Kreislaufführung ihren Frischwasserbedarf drastisch gesenkt hat. Dr. Riße hat dies als 
Best-Practice-Beispiel für den intensiven Einsatz der Kreislaufführung benannt. Gibt 
es weitere zusätzliche Potenziale, die durch wassersparende Technologien gehoben 
werden können? Gibt es Möglichkeiten, aus dem Abwasser andere Rohstoffe bzw. die 
Wärme oder deren Energie zu nutzen und damit weitere Effizienzen zu erreichen? 
Existieren entsprechende Pilotanlagen oder Forschungsvorhaben? 

Martin Drews (DIE PAPIERINDUSTRIE): Die Papierindustrie befasst sich seit einer 
sehr langen Zeit mit der Reduzierung des Wassergebrauchs. Wir haben erhebliche 
Einsparungspotenziale heben können. Das Abwasser der Papierindustrie, das sehr 
viel Organik enthält, wäre für andere Möglichkeiten auch der Energiegewinnung gut 
nutzbar. Das hängt alles miteinander zusammen: die Wasserreduzierung und die 
Transformation hin zur CO2-freien Erzeugung von Papier, in der sich die Papierindust-
rie befindet. Deswegen gibt es schon erste Ansätze und Testverfahren, wie man die-
ses Abwasser nutzen kann. 

Darüber hinaus besteht ein spannendes Projekt in Norddeutschland, bei dem aus dem 
Abwasser einer Kläranlage durch ein recht aufwendiges, aber erfolgreiches Verfahren, 
wie es im Augenblick aussieht, Brauchwasser für die Papierindustrie gewonnen wer-
den kann. Das muss man wissen: Die Papierindustrie braucht für die Papierherstellung, 
also für den Prozess, aber auch für die Kühlung, kein Trinkwasser bzw. keine Trinkwas-
serqualität, sodass wir überlegt haben, wie wir andere Ressourcen nutzbar machen 
können. Das Projekt zeigt, wie man komplett auf Frischwasser verzichten und auf das 
Wasser einer Kläranlage umswitchen kann. Das würde rund 1 Million m3 Wasser er-
setzen und hätte einen enormen Impact. 

Zudem ist die Papierindustrie – das klang schon an – auf dem Wege der Transforma-
tion dabei, ihre Prozesse komplett zu hinterfragen und zu überdenken. Dazu existiert 
ein sehr spannendes Projekt im nordrhein-westfälischen Düren: die Modellfabrik Pa-
pier, in der ein disruptiver und komplett neuer Ansatz gewählt werden soll. Es gibt die 
Überlegung, eine wasserlose Papiererzeugung zu entwickeln. Das wäre eine komplette 
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Veränderung des Prozesses. Diese Modellfabrik ist nicht nur in Deutschland, sondern 
auch in Europa einmalig. Wir sind sehr dankbar, dass die Landesregierung dieses Pro-
jekt unterstützt, neben den Papierfabriken, die dort jährlich mit einem sechsstelligen 
Betrag an diesen neuen Prozessen forschen. 

Was ich damit sagen möchte: Die Papierindustrie ist auf dem Weg nicht nur der Trans-
formation, sondern auch zu einer sehr starken Wasserreduzierung bzw. einem Ersatz 
des Wassers, das man bisher genutzt hat. 

Marco Decker (Sachverständiger EK III): Bis Herr Schalley eintrifft, werde ich stell-
vertretend für die AfD-Fraktion die Fragen stellen. Zunächst einmal möchte auch ich 
mich bei den Damen und Herren Sachverständige für die Stellungnahmen bedanken. 

Frau Dr. Schießer, Sie schreiben auf Seite 5, dass es aus Ihrer Sicht nicht zielführend 
ist, mögliche Wasserkonflikte über die Preisschraube zu lösen. Damit unterscheidet 
sich Ihre Stellungnahme von anderen, die wir bereits in dieser Enquetekommission 
bekommen haben. Könnten Sie einmal genauer darauf eingehen, weshalb Wasser-
preiserhöhungen aus Ihrer Sicht problematisch sind? 

Dr. Yuliya Schießer (Covestro): Grundsätzlich müssen wir sagen, dass auch die che-
mische Industrie eine wasserintensive Industrie ist und bleiben wird; das nur zur Klar-
stellung. Die heute bereits genannten sehr vielen Beispiele zeigen, dass Industrie 
durchaus Wasser spart. Der Wasserbedarf ist gesunken, ohne dass irgendwelche 
Preisschrauben oder andere Instrumente angewendet wurden. Wir sind uns der Prob-
lematik bewusst. Wir arbeiten daran, unseren Wasserbedarf zu reduzieren, wobei ich 
erwähnen möchte: Es geht nicht nur um den Wasserbedarf – in viele Projekten wird 
sich mit dem Thema „Wasserreduktion“ beschäftigt –, sondern wir verfolgen auch an-
dere Nachhaltigkeitsziele. Wir müssen also das Ganze im Auge behalten. 

Uns ist aufgefallen, dass sehr oft nur auf den Wasser-Footprint geschaut wird, aber an-
dere Parameter wie zum Beispiel der CO2-Fußabdruck, der verstärkt wird, indem man 
energieintensive Technologien für Wasserreduktionsprojekte verwendet, außer Acht 
gelassen werden. Dann stehen wir vor der Wahl, ob es sinnvoller ist, den Wasser- oder 
den CO2-Fußabdruck zu reduzieren. Vor diesem Dilemma, dass in Anbetracht der globalen 
Ziele teilweise sehr kontraproduktiv ist, stehen wir. Wir wollen ja den CO2-Fußabdruck 
global reduzieren. Natürlich müssen wir aber auf lokalen Ebenen darüber diskutieren. 

Noch mal: Die Industrie ist sich des Themas bewusst und arbeitet mit Hochdruck da-
ran, das Wasserthema zu adressieren. Wir haben momentan sehr viele Probleme. Die 
Transformationen wird in allen Bereichen durchgeführt: „Circular Economy“, „Plastic 
Recycling“, „Schadstofffreiheit“ etc. Außerdem findet eine digitale Transformation statt. 
Insbesondere in der schwierigen Lage, in der wir uns unter anderem geopolitisch be-
finden, wäre es kontraproduktiv, legislativ an der Preisschraube zu drehen, es sei 
denn, man möchte die chemische Industrie von diesem Standort verbannen. 

Peter Blumenrath (CDU): Professor Hennecke, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme 
etwas zum Stichwort „Umweltakademie“, also den Wissenstransfer in Bezug auf 
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Klimafolgenanpassung und andere Aspekte. Können Sie das Prinzip und die Effekte 
herausarbeiten? Wie könnten diese Konzepte in anderen Handwerkskammerbezirken 
positive Effekte mit sich bringen? 

Prof. Dr. Hans Jörg Hennecke (HANDWERK.NRW): Vielen Dank für das schöne 
Thema, dass Sie in der Enquetekommission gesetzt haben. Es war in der Vorbereitung 
eine große Freude, sich hineinzudenken und zu überlegen, wie weit Handwerk ein 
Beitrag leisten kann oder betroffen ist. Zu der Frage selbst: Inzwischen gibt es in der 
Tat in zwei großen Städten, nämlich in Düsseldorf und Essen, sogenannte Klima- bzw. 
Umweltakademien. Das wird in der Regel bzw. in den beiden Fällen sehr stark von den 
jeweiligen Städten unterstützt und gefördert. Das heißt: Es läuft über die für die Städte 
verfügbaren Mittel für Klimaschutz und ist aus Klimanetzwerken erwachsen, die wir in 
diesen Städten seit vielen Jahren auf freiwilliger Basis organisieren und durch die wir 
versuchen, verschiedene Akteure auch über das Handwerk hinaus in die kommunalen 
Klimaaktivitäten einzubinden. 

Die Schwerpunkte sind unterschiedlich. Ein Schwerpunkt besteht sicher in der Ver-
braucher- bzw. Eigentümerberatung: Was kann man in Sachen „Klimaschutz“ und da-
mit in Richtung „Wassernutzung“ tun? Ein sehr großer Schwerpunkt, der gerade in 
Essen schon relativ stark ausgebaut ist, besteht auch in Sachen „Beratungs- und Wei-
terbildungsangebote“ für Unternehmen, die in diesen Themen unterwegs sind und dort 
Angebote machen wollen. Das sind zum einen technische Fragestellungen, die im 
Sinne der Weiterbildung im Handwerk eine Rolle spielen. Zum anderen geht es immer 
wieder um die Frage der Förderarchitektur und der rechtlichen Rahmenbedingungen. 
Themen wie „Mieterstrom“, „gemeinschaftliche Gebäudeversorgung“ oder „Förder-
möglichkeiten für PV-Anlagen“ spielen durchaus eine Rolle. Insofern hat das gesamte 
Prinzip das Potenzial, dass man es in Richtung „Wassernutzung bzw. -versorgung“ 
ausweitet. Dachbegrünungen und andere Themenstellungen sind perspektivisch durch-
aus vorstellbar. Wir würden uns freuen, wenn wir das ausrollen könnten. 

Im Ruhrgebiet etwa sind wir dabei, einen Masterplan „Handwerk“ mit dem RVR abzu-
schließen. Seit mehreren Jahren ein Baustein ist das Programm „Klimafit“, mit dem wir 
gerade die verbraucherorientierte Kommunikation sehr stark in den Kommunen betreiben 
und relativ großen Erfolg haben. Wir könnten das noch stärker institutionalisieren und 
neue Themen hineinnehmen. Insofern erwächst diese Sache sehr stark aus der kommu-
nalen Initiative und den Netzwerken in den Kommunen. Es gibt Überlegungen, ob wir das 
im Kreis Mettmann ähnlich ausbauen könnten. Insofern steht das Angebot von unserer 
Seite aus. Die Frage ist, wie die Kommunalpolitik das Thema einordnet und priorisiert. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Herr Dr. Riße, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme 
von einem starken Anstieg der Entnahme des Oberflächenwassers. Welche Auswir-
kungen, aber auch Anpassungsbedarfe sehen Sie infolge dieser Entnahme für andere 
Wassernutzungen entlang des Rheins? 

Dr. Henry Riße (RWTH Aachen): Sie sprechen die geplante bzw. anstehende Ober-
flächenwasserentnahme für die Tagebaubefüllung an. Wenn die Tagebaue nach Auslaufen 
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oder nach Beendigung der Kohleförderung Mitte oder vielleicht schon Anfang der 2030er-
Jahre befüllt werden, wird natürlich recht viel Wasser aus dem Rhein entnommen. Maxi-
mal 18 m3 pro Sekunde ist der geplante Wert. Das macht bei normaler Rheinwasser-
führung nicht viel aus. Das Problem ist: Wenn der Rhein extremes Niedrigwasser wie 
in den Jahren 2018 bis 2020 führt, dann wird diese Menge mit Blick auf die Schifffahrt 
begrenzt, sodass der Rheinpegel nach der Entnahme nicht weiter sinkt. Solange kein 
extremes Niedrigwasser besteht, ist es mengenmäßig eigentlich kein Problem. 

Ich sehe eher ein Problem bei der Qualität. Wenn man die Seen befüllt, muss man 
darauf achten, dass die Wasserqualität, die für die Seebefüllung genutzt wird, von Be-
ginn an einen guten oder sehr guten Zustand dieser Seen gewährleistet. Von den drei 
großen Seen werden zwei mit Rheinwasser gefüllt. Man sollte von Anfang an vermei-
den, dass zu viel Nährstoff eingetragen wird und Reste von Industriechemikalien, die 
zweifellos im Rhein zu finden sind, in den See gelangen. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Herr Professor Haberkamp, 
Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, dass der Wasserbedarf für die Bewässerung in 
den vergangenen Jahren stark angestiegen ist. Gleichzeitig sagen Sie, dass er häufig 
aber unterschätzt wird. Haben Sie bessere Zahlen? Was müsste man tun, um zu bes-
seren Zahlen zu kommen? 

Prof. Dr. Jens Haberkamp (FH Münster): Herzlichen Dank für die Einladung, in die-
ser Kommission mitwirken zu dürfen. Sie sprechen genau das Problem an: Wir haben 
keine besseren Zahlen. Sowohl vom Umweltbundesamt als auch vom Statistischen 
Bundesamt wird ganz offen bestätigt, dass die derzeitige Datengrundlage hinsichtlich 
des Wasserverbrauchs für Bewässerungszwecke schlicht und einfach nicht zutreffend 
ist. Das Problem ist bekannt, und daran wird gearbeitet. Das Umweltbundesamt lässt 
gerade im Rahmen eines Landesprojektes eine Studie anfertigen, um eine bessere 
Datengrundlage nicht nur hinsichtlich des Bewässerungswasserbedarfs, sondern auch 
hinsichtlich des Verbrauchs in Industrie und Gewerbe zu erhalten. 

Auch auf weiterer Bundesebene ist das Problem durchaus bekannt. Teile des Aktions-
plans im Rahmen der Nationalen Wasserstrategie sind darauf ausgerichtet, eine bes-
sere Datengrundlage hinsichtlich der tatsächlichen Wasserbedarfe zu erhalten. 

Dr. Christian Schmidt (Sachverständiger EK III): Frau Dr. Schießer, wenn Kühlwasser 
eingeleitet wird, ist es wärmer als das Wasser, in das es eingeleitet wird. Ist Ihnen 
bekannt, welche konkreten Auswirkungen die Einleitung von erwärmtem Kühlwasser 
hat, auch im Hinblick darauf, dass in den Einleitergenehmigungen regelmäßig Höchst-
temperaturen angegeben sind? Vorhin hat einer der Sachverständigen schon gesagt, 
es sei in einem größeren Gewässer weniger auffällig als in einem kleineren. Ja, das 
lässt sich nachvollziehen, aber ich hätte gerne Zahlen und Fakten. 

Dr. Yuliya Schießer (Covestro): Leider bin ich keine Expertin dafür. Deshalb kann 
ich keine fundierte, zahlenunterstützte Antwort geben, aber ich kann diese Frage gerne 
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mitnehmen. Wir können im Anschluss eine schriftliche Antwort liefern, wenn es not-
wendig ist. 

Marco Decker (Sachverständiger EK III): Herr Drews, ich habe eine Frage zum 
Thema „Kreislaufführung“. Sie schreiben zu Frage 9, dass strenge behördliche Vor-
schriften die Einführung neuer Technologien erschwerten. Könnten Sie darauf konkre-
ter eingehen? Welche Vorschriften sind aus Ihrer Perspektive nicht sinnig und sollten 
zugunsten einer einfacheren Einführung von Kreislaufsystemen gestrichen werden? 

Martin Drews (DIE PAPIERINDUSTRIE): Wir befassen uns mit dem Thema „Kreis-
laufwirtschaft“ sehr intensiv. Das liegt in unserer DNA. Wir setzen zu 80 % Altpapier 
ein und nutzen in den Papierfabriken sehr oft eine interne Kreislaufführung von Was-
ser. Wir befinden uns im Augenblick in einer Transformationsphase hin zu einer CO2- 
neutralen bzw. -freien Papiererzeugung. Wir brauchen verschiedene neue Ansätze. 
Ich habe es eben schon einmal beschrieben: Wir beschäftigen uns mit vielen Dingen, 
unter anderem mit der Nutzung von Abwasser aus Kläranlagen. 

Diese vielfältigen Forschungsansätze lösen häufiger wasserrechtliche Genehmi-
gungsverfahren aus. Um diese Innovationen nicht zu konterkarieren, sondern zu un-
terstützen, plädieren wir ganz stark dafür, wie wir es in unserer Stellungnahme ausge-
führt haben, dass wir zu einer Anzeige dieser Veränderungen kommen, wenn es un-
wesentliche Änderungen sind, und wir nicht immer wieder ein Genehmigungsverfah-
ren auslösen, das bei der Gesamtschau dazu führen kann, dass innovative Projekte, 
die wir für die Transformation und die Wasserreduzierung brauchen, behindert oder 
konterkariert werden. 

Deswegen ist uns sehr daran gelegen – wir plädieren sehr dafür –, dass wir von einem 
immer auslösenden Genehmigungsverfahren weg- und zu einem reinen Anzeigever-
fahren hinkommen, sodass in der Papierindustrie geplante Innovationen auch von der 
Verwaltung unterstützt und somit ermöglicht werden. 

Peter Blumenrath (CDU): Wir stellen unsere nächste Frage an unternehmer nrw. Sie 
gehen in Ihrer Stellungnahme auf das Verhältnis zwischen Wasserrecht und Praxis ein 
und sehen in Teilen Zielkonflikte zwischen EU-Vorgaben und der lokalen Wasserver-
fügbarkeit. Können Sie uns vielleicht praktische Beispiele nennen und einfach einmal 
aus der Praxis berichten? 

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Mit Blick auf die Wasserrahmenrichtlinie 
sind Zielkonflikte eigentlich von vornherein angelegt. Die Wasserrahmenrichtlinie ent-
hält umfangreiche Vorschriften, wie man – ganz einfach formuliert – zu einer guten 
Qualität des Gewässers kommt. Das birgt natürlich die Gefahr von Zielkonflikten in 
vielen Bereichen. Wasserentnahmen stehen einer guten Gewässerqualität grundsätz-
lich nicht entgegen, aber sie machen mit dem Gewässer natürlich etwas. Insbesondere 
große Wasserentnahmen können in Genehmigungsverfahren zu erheblichen Problemen 
führen. In den Genehmigungsverfahren muss man natürlich nachweisen, wie hoch die 
Entnahmen sind und was damit passieren soll. Das ist ein Punkt, an dem grundsätzlich 
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ein Zielkonflikt angelegt ist, den man in vielen Fällen auflösen kann. Wo Wasser ent-
nommen wird, stellen sich rund um die Wasserrahmenrichtlinie aber zumindest Fragen. 

Ein anderer die Industrie massiv betreffender Punkt sind Querbauwerke. In der Was-
serrahmenrichtlinie ist die Durchgängigkeit insbesondere von Fließgewässern ein 
wichtiges Ziel. Diesbezüglich stellen sich Fragen nach Querbauwerken, seien es 
Wehre und teilweise auch Mühlen. Das hat auf den Tourismus, aber natürlich auch auf 
die Industrie gewisse Auswirkungen. Viele Industrien existieren seit Jahrhunderten an 
teilweise durch die Anlagen strömenden Fließgewässern. Die Frage lautet, was dort 
mit den Querbauwerken passiert. In Essen besteht ein Zielkonflikt. 

Ein anderer Zielkonflikt stellt sich beispielsweise auch bei der Renaturierung. Wir se-
hen, was an Lippe und Emscher – das ist sicherlich ein Erfolgsprojekt – in den letzten 
Jahrzehnten passiert ist. Man muss aber auch sagen: Ein solches Leuchtturmprojekt 
bekommt man nicht an jedem Fließgewässer hin. Es stellen sich dann Fragen nach 
Flächenverfügbarkeiten. Das hat Inanspruchnahmen von großen Flächen ausgelöst, 
die sich die Kommunen vor Ort erst einmal leisten können müssen. Sie geraten dann 
mit weiteren Nutzungen in Zielkonflikte; das ist sicherlich ein Punkt. 

Um noch einmal auf die Entnahmen zurückzukommen: Wenn eine Region durch Ent-
nahmen und Einleitungen – das muss man sicherlich zusammen betrachten – schon 
hoch belastet ist, beispielsweise der Dürener Bereich, in dem viel Industrie vorhanden 
ist, dann stellen sich Fragen, insbesondere bei Entnahmen. In einer ohnehin hoch be-
lasteten Region muss man vor Ort Entscheidungen treffen, die nicht jedem gefallen. 
Diese vier bis fünf Zielkonflikte, die sich allein durch die Wasserrahmenrichtlinie erge-
ben, muss man auflösen. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich möchte jetzt gerne Herrn Bertling vom Fraunhofer-
Institut dazu holen. Sie erwähnen in Ihrer Stellungnahme explizit die Wasserstoffer-
zeugung, sogar mit Ausrufezeichen. Insgesamt wird davon ausgegangen, dass der 
Wasserbedarf der Energieindustrie in den kommenden Jahren deutlich sinken wird. 
Gleichzeitig sehen wir aber den Ausbau in Richtung H2-Ready-Kraftwerke. Was gibt 
es da zu beachten? Wie wird sich das Ihrer Meinung nach in den kommenden Jahren 
auf die Wasserbedarfe der Unternehmen auswirken? Wie ist das Zusammenspiel beim 
Klimawandel zu beurteilen? 

Ralf Bertling (Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik): 
Guten Morgen in die Runde. Mich hat ein bisschen erstaunt hat, dass das Thema 
„Wasserstoff“ gar nicht genannt wurde, weil für die Wasserstofferzeugung sehr große 
Wassermengen benötigt werden. Beim energetischen Umbau der Gesellschaft geht 
es darum, die Dekarbonisierung zu erreichen. Das wird langfristig nur mit Wasserstoff 
funktionieren. Im Moment ist es so gelagert, dass es in NRW meines Wissens relativ 
wenige Wasserstoffprojekte gibt. Vor zwei oder drei Jahren war es ein bisschen anders 
gelagert. Damals sind sehr viele Untersuchungen gelaufen, und Standorte wurden ge-
funden, an denen im Grunde viele erneuerbare Energien bereitstehen und sich Was-
serstoff produzieren lässt. 
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Wassertechnisch kann man es sich so vorstellen: Für 1 kg Wasserstoff werden unge-
fähr 25 l Wasser benötigt – je nachdem, welche Wasserquellen verfügbar sind. Bei 
den meisten laufenden Projekte soll natürlich kein Grund- geschweige denn Trinkwas-
ser genutzt werden. Dort wird mit Oberflächenwasser gearbeitet. Es gibt auch die Mög-
lichkeit – ein Kollege hat es gerade schon skizziert –, Kläranlagenabläufe zu nutzen, 
was sehr sinnvoll ist. Das Ablaufwasser lässt sich in der Qualität so aufbereiten, dass 
es zur Wasserstoffproduktion nutzbar ist. 

Es ist ein schlummernder Riese. Das heißt: Auch wenn die Wasserstoffproduktion in 
Deutschland richtig ans Laufen kommt, wird Deutschland wohl Wasserstoffimportland 
bleiben. Man geht davon aus, dass 30 % bis 40 % in Deutschland produziert werden. Der 
Rest wird aus dem Ausland kommen. Trotzdem sind die Wassermengen nicht unerheblich. 

Auf der anderen Seite spielt uns im Moment in die Karten, dass durch die Dekarboni-
sierung, sprich: die Außerbetriebnahme beispielsweise von Kohlekraftwerken, der 
Wasserbedarf signifikant sinken wird. Vor allem im Kühlwassersektor – das wurde von 
einigen Vorrednerinnen und Vorrednern schon skizziert – ist der Wasserbedarf für die 
Kühlung und generell für die Energieerzeugung generell rückläufig. Wasser ist ein Kos-
tenfaktor. Wasser zu verbrauchen, heißt, Kosten zu produzieren. Wasser sozusagen 
wieder zurückzugeben, also die Entsorgungskosten, ist auch ein Kostenfaktor. Des-
halb haben Industrie und natürlich auch Haushalte ein ureigenes Interesse, Wasser zu 
sparen. Immer ist das nicht möglich, aber die Tendenz geht ganz klar in die Richtung. 
Die Mengen sind rückläufig. 

Ich würde prophezeien: Was in der Energieerzeugung bisher für konventionelle Kraft-
werke benutzt wurde, wird zu einem Großteil in die Wasserstofferzeugung gehen, 
wenn es mit dem Wasserstoff ernst gemeint ist, was ich mir sehr wünsche. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Ich weiß nicht, wie es meinen Kolleginnen und Kollegen 
geht. Ich habe zum ersten Mal das Gefühl, als hätten wir einen gemeinsamen Fragen-
katalog erstellt. Ich kann schon die ganze Zeit meine Fragen abhaken. 

(Heiterkeit) 

Ich habe eine Frage an Herrn Haberkamp zu den Vor- und Nachteilen des Wasserent-
nahmeentgeltes. In vielen Stellungnahmen wird das Wasserentnahmeentgelt als ein 
Werkzeug angesehen, mit dem man viel gestalten kann. Wir haben heute vor allen 
Dingen von der Unternehmerseite aber gehört, dass die Produktion damit zu teuer wird 
und aus Deutschland weggehen könnte. Wie schätzen Sie das Wasserentnahmeent-
gelt als Steuerungsinstrument ein? 

Prof. Dr. Jens Haberkamp (FH Münster): Das knüpft an die vorherige Frage hinsicht-
lich der Entnahmemengen an, über die wir noch nicht so richtig im Bilde sind. Heutzu-
tage ist es so, dass in vielen Bundesländern gar keine oder in der Landwirtschaft nur 
sehr niedrige Entnahmeentgelte anfallen und die Landwirtinnen und Landwirte lediglich 
anzeigen müssen, dass sie Wasser entnehmen. Wie viel sie dann tatsächlich entnehmen, 
ist in vielen Fällen nicht bekannt, weil es einfach nicht gemessen und nicht kontrolliert 
wird. 
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Wir müssen letztlich in zweierlei Richtungen denken. Einerseits geht es darum, den 
Verbrauch zu senken. In der Landwirtschaft geht es darum, zum Beispiel bei der Be-
wässerungstechnik vermehrt auf Effizienz zu achten und zukünftig vermehrt Pflanzen, 
die einen niedrigeren Wasserbedarf haben, oder zumindest nicht solche anzubauen, 
die einen sehr hohen Wasserbedarf haben. Ein Steuerungselement ist mit Sicherheit 
auch das Entnahmeentgelt. Nur wenn die Wasserentnahme spürbar etwas kostet – 
natürlich muss es für die Landwirtinnen und Landwirte tragfähig sein; gar keine Frage –, 
wird richtig eingespart und arbeitet man an Einsparmaßnahmen. Das ist die eine Seite. 

Auf der anderen Seite sollten wir uns vermehrt mit alternativen Wasserressourcen aus-
einandersetzen. Das heißt: weg von Grundwasserentnahmen oder Entnahmen aus 
Oberflächengewässern, hin zur Nutzung alternativer Ressourcen. Ich spreche speziell 
von Kläranlagenabläufen, die heutzutage technologisch ohne Weiteres so weit aufbe-
reitet werden können, dass sie gefahrlos, also wirklich ohne Gefahren für die Bevölke-
rung oder für die Anwenderinnen und Anwender, zum Beispiel für Bewässerungszwe-
cke verwendet werden könnten. Ziel dieser Wasserwiederverwendung ist es in erster 
Linie, unsere wertvollen Grundwasserressourcen zu schonen, damit diese für andere 
Verwendungszwecke mit sehr hohen Qualitätsanforderungen, vor allem die Wasser-
versorgung, zur Verfügung stehen. 

Um das zusammenzufassen: In meinen Augen führt kein Weg daran vorbei, auch auf-
seiten der Kosten bzw. Entnahmeentgelte auf jeden Fall nachzujustieren. Dieser Punkt 
wird in der Nationalen Wasserstrategie adressiert. Das soll zukünftig angegangen werden. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Haberkamp, Sie haben gerade, aber auch in 
Ihrer Stellungnahme die Vorteile der Wasserwiederverwendung angesprochen, durch 
die zukünftig Nutzungskonkurrenzen vermieden werden sollen. Sie haben auch die 
Herausforderungen deutlich gemacht. Konkreter nachgefragt: Welche Vorteile sehen 
Sie in der Wasserwiederverwendung für verschiedene Branchen wie Industrie und 
Landwirtschaft sowie für städtische Anwendungen? Wie kann die Wasserwiederver-
wertung dazu beitragen, zukünftige Nutzungskonflikte um Wasserressourcen zu min-
dern und die Resilienz dieser Sektoren zu stärken? 

Prof. Dr. Jens Haberkamp (FH Münster): Durch die Wasserwiederverwendung wer-
den wir mit Sicherheit nicht dazu in der Lage sein, all unsere Wasserprobleme quanti-
tativ zu lösen, aber sie kann auf jeden Fall, wie Sie es ganz richtig formuliert haben, 
Nutzungskonkurrenzen auf lokaler bis regionaler Ebene vermindern. Von Nutzungs-
konkurrenzen spricht man, wenn zum Beispiel ein Grundwasserleiter regulär von der 
Trinkwasserversorgung sowie unter Umständen für industrielle Entnahmen und in Tro-
ckenzeiten zum Beispiel zunehmend für Bewässerungszwecke beansprucht wird, sei 
es in der Landwirtschaft oder sei es für urbane Bewässerungszwecke: für Grünanla-
gen, Parkflächen und Straßenbäume, die im Sommer nicht vertrocknen sollen. 

Ziel der Wasserwiederverwendung ist es, wie ich schon sagte, dass man qualitativ 
sehr wertvolle Grundwasserressourcen schont, für Anwendungszwecke mit sehr ho-
hem qualitativen Bedarf wie die Trinkwasserversorgung bewahrt und für andere An-
wendungszwecke wie zum Beispiel Grünflächenbewässerung und Bewässerung von 
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Parkanlagen auf aufbereitetes Wasser zurückgreift, was vorher kommunales Abwas-
ser war, um die Natur trotzdem grün zu bewahren. Wir wollen ja, dass die Städte auch 
in Zukunft grün sind. Das ist ein eminent wichtiger Punkt hinsichtlich der Klimaresilienz 
der Städte und um gleichzeitig das wertvolle Grundwasser zu schonen. 

Wasserwiederverwendung kann auf jeden Fall in Regionen, die schon unter Wasser-
mangel leiden, wie es in Ostdeutschland vielfach, aber zum Beispiel auch in Ostwest-
falen-Lippe in Nordrhein-Westfalen der Fall ist, einen ganz wertvollen Baustein zur 
Schonung der natürlichen Wasserressourcen beitragen. 

Zacharias Schalley (AfD): Unsererseits vielen Dank für die eingegangenen Stellung-
nahmen. Ich entschuldige mich für mein Zuspätkommen. Wir hatten eine parallele An-
hörung des Umweltausschusses. 

Zum Thema „Wasser und Industrie“ habe ich eine Frage an Frau Dr. Schießer. Sie 
schreiben in Ihrer Stellungnahme auf Seite 2, dass der Rückgang des Wasserbedarfs 
in der Chemieindustrie bedauerlicherweise auf Betriebsschließungen zurückzuführen 
sei, und bezeichnen dies sogar als den größten Trend. Können Sie vielleicht einmal 
erläutern, welche Rolle Betriebsschließungen konkret beim sinkenden Wasserbedarf 
spielen, und uns darstellen, wie groß im Verhältnis dazu der Anteil ist, der auf techni-
sche Einsparungen wie effizientere Wassernutzung der Kreislaufsysteme zurückzu-
führen ist. 

Dr. Yuliya Schießer (Covestro): Zu dem Thema „Betriebsschließungen“ werde ich 
mich jetzt nicht äußern. Das war ein Kommentar meines Kollegen. Wir haben diesen 
Fragebogen mit mehreren Kollegen von Covestro ausgefüllt, daher gerne im Anschluss. 

Zum zweiten Teil der Frage: Zumindest in der chemischen Industrie sehen wir, dass 
das Thema „Schließung der Kreisläufe“ im Zusammenhang mit der Ressourcenrück-
gewinnung grundsätzlich sinnvoll ist. Wasser allein tut es nicht. Das hat auch die Pa-
pierindustrie mehr oder weniger so erwähnt. Entweder gewinnen wir wertvolle Kompo-
nenten wie zum Beispiel in unserem Fall Salz als Rohstoff für die Chloralkali-Elektro-
lyse zurück, wodurch wir zum Beispiel auch in der Kombination mit der Energierück-
gewinnung eine sinnvolle und funktionierende ökologische und ökonomische Techno-
logie anwenden können. Diese Projekte können in Deutschland durchaus effizient und 
ökologisch durchgeführt werden. 

Maßnahmen und Projekte der Länder mit einem geringen Wasserangebot wie Spa-
nien, wo zum Beispiel mit End-of-Pipe-Membrantechnik usw. Wasser rückgewonnen 
wird, sehen wir für Deutschland momentan als kontraproduktiv an. Direkt vor Ort, wo 
gewisse Ressourcen gewonnen werden können, ist es durchaus sinnvoll. 

Dr. Ralf Nolten (CDU): Ich möchte meine Frage an Herrn Professor Haberkamp rich-
ten. Wir haben eine eigene Anhörung – leider nur schriftlich – zum Themenbereich 
„Landwirtschaft“ durchgeführt. Interessant finde ich, dass wir den Gebrauch von Was-
ser von über 5 Milliarden m3 auf 3,7 Milliarden m3 reduziert haben und anschließend 
über die Steigerung in einem Bereich diskutieren, der einen Anteil von 1,5 % Prozent 
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am Wasserverbrauch hat. Selbst wenn sich dieser Anteil vervierfachte, wären wir im-
mer noch nicht in der Situation, dass das mengenmäßig tatsächlich das entscheidende 
Problem ist. 

In Ihrer Stellungnahme führen Sie auf der Seite 7 aus, dass Sie ein Problem mit dem 
aufbereiteten Molkereiabwasser haben. Ich nenne einmal Zülpich und Hochwald. Auf 
Seite 11 sprechen Sie von einer bisher „zögernden Zurückhaltung bis Ablehnung“ sei-
tens der Verwaltung in diesem Land und dem DWA-Merkblatt M 1200 als unterstüt-
zende Handlungshilfe. 

Herr Riße, Sie haben in Ihrer Ausführung gesagt, dass Sie eine pragmatische Heran-
gehensweise fordern. Dann lassen Sie uns doch nicht warten, bis dieses Merkblatt 
irgendwann nach Erstellung des Enquetekommissionsberichts auftaucht, sondern las-
sen Sie uns an Ihren Vorschlägen teilhaben. Bestehen diese zum Beispiel aus länge-
ren Verwendungsmöglichkeiten im Zusammenhang mit der Unterflurbewässerung? 
Ich schaue auch einmal zur Industrie. Eben kam der Aspekt auf, dass die getätigten 
Investitionen eine rechtliche Absicherung bräuchten, damit die Unternehmen sich be-
teiligten. Woran liegt es? Welche konkreten Handlungsempfehlungen sollten wir ge-
ben, damit diese „zögernde Zurückhaltung bis Ablehnung“ aufgegeben wird? 

Prof. Dr. Jens Haberkamp (FH Münster): Zunächst einmal zu dem rechtlichen Rahmen: 
Es gibt seit 2020 eine EU-Verordnung zur Wasserwiederverwendung, die seit Juni 2023, 
also seit zwei Jahren, gültig ist. Diese Verordnung muss nicht in nationales Recht um-
gesetzt werden. Nichtsdestotrotz muss sie wegen einiger relativ vager Formulierungen 
konkretisiert und vor allen Dingen in unser nationales Wasserrecht integriert werden; 
das wird sie gerade. Wir bekommen eine Novellierung des Wasserhaushaltsgesetzes 
und darauf aufbauend eine ganz neue Verordnung zur Wasserwiederverwendung. Das 
sollte eigentlich schon im letzten Jahr passieren. Aus bekannten Gründen verzögert 
sich das gerade so ein bisschen – es geht noch einmal in die Ressortabstimmung –, 
aber wir rechnen damit, dass sich in diesem Jahr auch auf Bundesebene einiges tun wird. 

Begleitend erarbeiten wir gerade bei der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, 
Abwasser und Abfall ein dreiteiliges Merkblatt: das M 1200, das Sie gerade angespro-
chen haben. Es wird schon im Juli veröffentlicht werden. Ich hoffe, dass wir schneller 
sein werden, als die Enquetekommission mit ihrem Bericht sein wird. 

(Heiterkeit) 

Darin werden wir ganz konkrete Handlungshilfen für die Umsetzung solcher Verfahren 
geben. 

Wir beobachten, dass auf behördlicher Seite bislang eine sehr große Zurückhaltung 
oder eine abwartende Haltung hinsichtlich der zu erwartenden bundesdeutschen An-
forderungen besteht. Das ist ein Stück weit nachvollziehbar, aber darunter leiden Pro-
jekte wie das von Ihnen angesprochene in der Zülpicher Börde, die eigentlich schon 
relativ weit fortgeschritten sind. 

Ich kann auch ein Projekt in Bad Oeyenhausen nennen – das habe ich in der Stellung-
nahme erwähnt –, bei dem es darum geht, einen weitergehend aufbereiteten Kläran-
lagenablauf zur Grundflächenbewässerung zu nutzen. Die Genehmigungsbehörde zögert 
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bislang. Es könnte komplett in die Umsetzung gehen. Ich habe erst letzte Woche mit 
der verantwortlichen Person in Bad Oeyenhausen telefoniert. Sie sagte, sie seien fertig 
und dass das Projekt – es wird vom BMBF gefördert – demnächst auslaufe, aber es 
nicht ausgebracht werden dürfe, weil sich letztlich niemand traue, diese Genehmigung zu 
erteilen. Ich spreche jetzt nicht nur aus der Forschungs-, sondern vor allen Dingen aus 
der Anwenderperspektive: Wir wünschen uns sehr, dass – ich will jetzt nicht von Mut 
sprechen – ein Schritt nach vorne gegangen und so etwas tatsächlich genehmigt wird. 

Zum Thema „Zülpicher Börde“ kann der Kollege Thomas Wintgens von der RWTH 
Aachen – ich glaube, er ist hier in zwei Wochen als Sachverständiger zu Gast – mit 
Sicherheit noch mehr sagen, weil er sehr tief darin steckt. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich hänge mich direkt daran an und frage Herrn Bert-
ling in die gleiche Richtung: Wo sind noch Forschungslücken, und wie kriegen wir die 
PS aus der Forschung auf die Fläche bzw. vom Institut zur Industrie? Wie können wir – 
Genehmigungsbehörden ausgeklammert – die Projekte nach vorne schieben? 

Ralf Bertling (Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik): 
Sicherlich gibt es noch einige Forschungslücken. Die Kolleginnen und Kollegen haben 
es vorhin schon angesprochen. Zunächst einmal bestehen oft Datenlücken. Das heißt: 
Gerade die Wasserentnahmen, die für die landwirtschaftliche Bewässerung genutzt 
werden, sind teilweise auch den Behörden und selbst den Stellen, die die Wassermen-
gen herausgeben, nicht unbedingt bekannt. 

Ich gehe jetzt noch einmal kurz auf das Thema „Wasserstoff“ ein. Im Moment laufen 
einige Projekte, die im Haltemodus sind. Das hängt natürlich ein bisschen mit dem 
Klima- und Transformationsfonds zusammen. Aus eigener Erfahrung weiß ich, dass 
gerade in NRW viele Kommunen mit sehr viel Enthusiasmus gestartet sind, sich diese 
Wasserstoffprojekte im Grunde zu eigen gemacht und die entsprechenden Interessen-
ten zusammengeholt haben. Das alles ist dann – ich sage mal – im Studien- und Be-
richtsbereich stecken geblieben. 

Wir bekommen aus den Kommunen oft zurückgemeldet, dass der Staat, sprich: auch 
das Land, Geld in die Hand nehmen soll, wenn dieser Switch zur Wasserstofftransfor-
mation stattfindet. Eigentlich ist es ja eine Energietransformation auf Bundesebene, aber 
sie betrifft natürlich auch das Land NRW. Wasserstoff ist momentan im Verhältnis zum 
Erdgas um einige Euro teurer. Das hängt mit der Economy of Scale zusammen. Wenn 
man es großtechnisch produziert, dann sinken die Kosten natürlich. 

Hier geht es jetzt um das Thema „Wasser“. Es werden dann große Mengen an Wasser 
benötigt. Diesbezüglich sehe ich es so wie meine Vorrednerinnen und Vorredner, dass 
man sich auch den Abwassersektor anschaut. Dort könnte man viele Potenziale he-
ben. Man muss das aber gründlich begutachten. Ich weiß das deswegen, weil ich frü-
her einmal eine Ausbildung in einer Kläranlage gemacht habe. Das ist schon ein biss-
chen länger her. Ob es ein Bach oder ein Fluss ist: Er lebt davon, dass ein gewisser 
Teil des entnommenen Wassers wieder zurückgeht. Man muss sich anschauen, wie 
hoch die Menge im Einzelfall ist. Wenn man 500.000 m3 Wasser pro Jahr aus einem 
kleinen Bach entnimmt, dann merkt das Ökosystem das. 
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Es besteht also Forschungsbedarf. Wir müssen erst einmal neue Quellen identifizie-
ren. Wir brauchen ein smartes Wassermanagement. Wir müssen schauen: Wo kann 
das Wasser herkommen? Ist es nur Oberflächen- und Grundwasser? Oder können wir 
auch industrielle Wasserströme im Kreislauf nutzen? Das passiert schon sehr häufig. 
Industrie, Handel und Gewerbe, um die es eigentlich gehen soll, haben wirklich schon 
tolle Arbeit geleistet, wie gesagt, natürlich auch durch ein eigenes Interesse getrieben. 
Die Wasserkosten sind nicht eingefroren, sondern sie steigen sowohl auf der Verbrau-
cher- als auch auf der Entsorgungsseite. Dort könnte man sicherlich vorhandene For-
schungslücken schließen, indem man sich vor allen Dingen vor dem Hintergrund des 
energetischen Umbaus der Gesellschaft – Stichwort: „Wasserstoff“ – alternative Was-
serquellen anschaut. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Ich habe eine Frage an 
Herrn Felsch. Es geht darum, dass die Kühlwasserversorgung in Trockenperioden zu-
künftig vielleicht häufig nicht gewährleistet werden kann. In dem Zusammenhang er-
wähnen Sie alternative Kühlmedien, die in technologieoffenen Genehmigungsprozessen 
zum Einsatz kommen können. Woran denken Sie dabei? 

Alexander Felsch (unternehmer nrw): Herr Schüller hat bei der Beantwortung der 
ersten Frage schon skizziert, dass wir durch die Häufung von Hitze- und von Trocken-
perioden auf Situationen zulaufen. Dieses Frühjahr zeigt uns, dass das nicht immer 
gleich ist. In den Jahren 2018 bis 2020 war es warm, und es hat nicht geregnet. In 
diesem Frühjahr haben wir eine Phase erlebt, in der es relativ wenig Niederschlag 
auch aus dem Alpenraum gab, womit das Niedrigwasser einhergeht. Es ist davon aus-
zugehen, dass solche Phasen häufiger eintreten und harte Entscheidungen anstehen, 
wenn wir so weitermachen und in die Nähe der Genehmigungswerte kommen. 

Im Jahr 2018 waren wir knapp davor, sowohl was die Temperatur als auch die Mengen 
angeht. Am Ende ist es uns nach meinem Kenntnisstand jedenfalls in der Breite er-
spart geblieben, abwägen zu müssen, ob man die Verstöße gegen die Genehmigun-
gen hinnimmt, weil ansonsten die volkswirtschaftlichen Schäden höher wären. 

Unser Appell lautet, diese Fragen zu adressieren, und zwar in der Zeit und nicht in der 
Not. Jetzt muss man sich um diese Fragen kümmern, damit man auf das nächste Mal 
vorbereitet ist. Besonders schwerwiegend ist das bei den Anlagen, an denen irrepa-
rable Schäden entstehen, wenn eine Produktionsstilllegung wegen eines Verstoßes 
gegen die Genehmigungsauflagen zu treffen ist. Ein abgeschaltetes Stahlwerk fahren 
Sie nicht so schnell wieder hoch. Ich glaube, das kann sich jeder vorstellen. Von diesen 
Beispielen gibt es noch ein paar andere. 

Die Alternative zu der Entnahme aus Fließgewässern ist, dass man verstärkt schaut, 
was man über eine Kreislaufführung und andere Dinge in diesem Bereich noch ma-
chen kann, um auf solche Situationen vorbereitet zu sein. Den Rhein speisen im We-
sentlichen die Niederschläge aus und die Schneeschmelze in den Alpen. Wenn wir 
davon ausgehen, dass durch den Rückgang der Gletscher im Sommer häufiger Nied-
rigwasserphasen auftreten, müssen wir auch solche Fragen stellen: Wie können wir 
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dort, wo in neue Anlagen investiert wird, andere Formen der Kühlung entwickeln? Das 
muss von vornherein bedacht werden. 

Nordrhein-Westfalen hat das Thema „Klimaanpassung“ sehr früh auf die Agenda ge-
setzt. Es ist Teil einer Klimaanpassungsstrategie, um nicht häufiger in diese harten 
Entscheidungen hineinzulaufen. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Dr. Schießer, in Ihrer Stellungnahme betonen Sie die 
Notwendigkeit des Bürokratieabbaus insbesondere für den Bereich „Forschung und 
Entwicklung“. Sie erwähnen, dass die Anmeldung von F&E-Proben fast so umfang-
reich wie die Inverkehrbringung eines neuen Produktes ist. Können Sie uns genauer 
erläutern, welche spezifischen bürokratischen Hürden die Forschung mit Abwasser 
derzeit behindern und welche zielführenden Maßnahmen aus der Industrie notwendig 
wären, um diese Hürden zu überwinden? Können Sie konkrete Beispiele aus der Pra-
xis nennen, die zeigen, wie verbesserte Förderanträge innovative Forschung und Lö-
sungen in Nordrhein-Westfalen unterstützen könnten? 

Dr. Yuliya Schießer (Covestro): In der Tat ist der Versand der Proben ein Thema für 
uns, mit dem wir täglich zu kämpfen haben. Seit der REACH-Einführung dürfen wir 
auch die nach unserem Verständnis kleinen Mengen von Abwasserproben nicht ein-
fach so versenden. Der sogenannte analytische Versand ist auf jeweils zwei Kilo-
gramm pro Sendung begrenzt. Für die Transformation können wir das gar nicht allein 
leisten. Das heißt: Wir arbeiten mit sehr vielen externen Partnern zusammen, seien es 
akademische Partner oder Dienstleister, deren Technologien wir für unsere Prozesse 
testen möchten. Bevor man so eine Technologie implementiert, muss man natürlich 
einen Test machen. Entweder Sie schicken eine Probe zu dem Technologieanbieter – 
dieser hat die Anlage, das Personal etc. und kann das vor Ort ohne Probleme testen –, 
oder man muss die Technologie, also so eine Pilotanlage, alternativ zu uns holen, was 
natürlich mit deutlich höheren Kosten und Aufwand verbunden ist. 

Der Versand von Proben bis zu 1.000 Kilogramm – das ist so eine IBC-Größe – wäre 
sehr wünschenswert. Das würde unsere Prozesse deutlich beschleunigen. Um so eine 
Probe anzumelden, müssen die Kollegen momentan fast den ganzen Prozess durch-
laufen, wie er bei der Anmeldung eines neues Produktes ansteht. Das ist kein tolerier-
barer Zustand. Wir haben extra Kollegen eingestellt, die nichts anderes tun, als Proben 
anzumelden. Das ist kurios. 

Ich möchte auch das Thema „Förderung“ kurz erwähnen. Wir als Industrie gehen damit 
ganz anders als Universitäten um. Wir arbeiten kontinuierlich an unseren Problemen. 
Wir warten nicht, bis irgendwann einmal so eine Ausschreibung zur Wasserstofffor-
schung kommt, auf die sich dann alle stürzen. Wenn eine Ausschreibung kommt, neh-
men wir die mit, aber wir betreiben nicht Forschung wegen Forschung. 

Die andere Fragestellung betrifft die Implementierungsförderung. Wir sehen einen Be-
darf an Programmen. Aktuelle Programme erfordern zum Beispiel eine sehr hohe Mul-
tiplikatorwirkung oder dass irgendwelche Parameter begrenzt sind. Zum Beispiel müs-
sen Großunternehmen 1.000 t CO2 in einen Programm einsparen, damit diese Inves-
titionsförderung angewendet werden kann. Das ist in vielen Wasserprojekten nicht der 
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Fall. Für uns sind die Möglichkeiten also begrenzt. Die Erweiterung der Implementie-
rungsförderung auf verschiedene Parameter, nicht nur auf CO2, würden uns definitiv 
helfen. 

Zacharias Schalley (AfD): Ich habe eine Frage an unternehmer nrw. Vielleicht kön-
nen sich Herr Felsch und Herr Schüller einigen, wer sie beantwortet. Sie schreiben in 
Ihrer Stellungnahme auf Seite 12 – Punkt 17 ist das –, dass nationale Überinterpreta-
tionen oder zusätzliche Auflagen zu vermeiden seien, die über das EU-Recht hinaus-
gingen. Können Sie uns konkrete Beispiele dafür nennen, dass im Rahmen der Was-
serrahmenrichtlinie der EU überinterpretiert wurde oder den Unternehmen zusätzliche 
Auflagen, die durch EU-Recht eigentlich nicht vorgeschrieben waren, Probleme berei-
tet haben? 

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Das Problem der Überinterpretation von 
EU-Recht haben wir als Industrie in verschiedenen Sektoren beobachtet. Es gibt nun 
die Wasserrahmenrichtlinie. „Richtlinie“ sagt ja schon aus, dass die nationalen Staaten 
einen gewissen Umsetzungsspielraum haben. In der Vergangenheit wurde der Um-
setzungsspielraum nicht zugunsten der Unternehmen genutzt, was man sicherlich 
hätte tun können. Insbesondere Mitgliedsstaaten, die unsere direkten Nachbarn sind, 
sind ein bisschen pragmatischer vorgegangen. Die Zeiten sind aktuell so, wie sie sind. 
Der Wasserbedarf ist massiv zurückgegangen. In fast jeder Stellungnahme wurde ein-
drücklich beschrieben, wie sich die Wassermengen in den letzten Jahren entwickelt 
haben, nämlich stark rückläufig. Wenn die Wasserbedarfe so massiv zurückgehen, 
dann sollte man eigentlich gar kein großes Problem mit dem Wasser haben, aber die 
Realität ist eine andere. 

Als nationaler Gesetzgeber – insbesondere der Bund ist gefragt; auch NRW kann si-
cherlich einen gewissen Einfluss ausüben – kann man sich überlegen, wie man sich 
auf europäischer Ebene bei den nächsten Verhandlungen zu einer Novelle einbringt. 
Auf der Umsetzungsseite kann man schauen, wie in den letzten Jahren die Erfahrun-
gen mit der Wasserrahmenrichtlinie waren. Aus Unternehmenssicht können wir sagen: 
Eine weniger restriktive Umsetzung auf nationaler Ebene hätte den Unternehmen sicher-
lich weniger Sorgen bereitet. Die nächste Novelle der Wasserrahmenrichtlinie kann ein 
Punkt sein, an dem man die verschiedenen Nutzerinteressen besser in Ausgleich bringt, 
mit Blick auf Klimawandel und Klimaanpassungsstrategien die Zeichen der Zeit erkennt, 
alle Beteiligten an einen Tisch holt und eine gute Lösung findet, die insbesondere mit 
Blick auf Transformation aus unserer Sicht nicht zu Lasten der Industrie gehen sollte. 

Peter Blumenrath (CDU): Ich möchte zum Punkt „Nutzungskonflikte aus Sicht des 
Handwerks“ kommen. Professor Hennecke, können Sie näher erläutern, wo Sie die 
Schwerpunkte sehen, um Nutzungskonflikte a) zu vermeiden und b) eventuell klug ge-
genzusteuern?  

Prof. Dr. Hans Jörg Hennecke (HANDWERK.NRW): Das ist eine schwierige Frage, 
die teilweise schon von den anderen Kollegen angesprochen wurde. Natürlich kann 
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man sich überlegen, wie man über variable Entgelte Nutzung besser steuern kann. 
Das ist ein schwieriges Thema, weil Wasser anders als Strom oder Gas an sich relativ 
preiswert ist. Die Frage lautet, wie man so etwas ökonomisch vernünftig regeln kann. 
Ein gewisses Potenzial gibt es schon, zumindest unnötige oder vermeidbare Was-
sernutzung stärker zu bepreisen und dafür zu anderen Zeitpunkten etwas günstiger zu 
gestalten. Dieses Thema muss man angehen. 

Sehr aufpassen muss man bei der Frage von Rationierungen bzw. bei Eingriffen in die 
Erlaubnis, Wasser zu nutzen. Die Kollegen haben das schon beschrieben: In industri-
ellen Prozessen kann es sehr schnell kritisch werden, sodass die Produktion lahmge-
legt wird oder auch Schäden an den Werken entstehen. Das sollte man tunlichst ver-
meiden. Man muss immer bedenken, was alles an kritischer Infrastruktur durch Was-
sernutzung beeinträchtigt werden kann. Das betrifft im Handwerk einige Gewerke. 
Wenn Textilreiniger nicht arbeiten und entsprechende Hygienestandards nicht mehr 
eingehalten werden können, dann können Sie auch die Krankenhäuser innerhalb we-
niger Tage schließen. Diese Komplexität wasserabhängiger Nutzung muss man schon 
sehr genau im Auge behalten und schauen, dass man so etwas vermeidet. 

Es gibt sicher noch andere Themen – die Kollegen haben es schon angesprochen –: 
Welche technischen Möglichkeiten sind vorhanden, Brauch- und Abwasser stärker zu 
nutzen? Wie kann man Abwasser im Rahmen der Wärmeplanung möglicherweise 
auch für Wärmegewinnung stärker nutzen? Es gibt je nach Region sicher auch Prob-
leme bei der Qualität der Infrastruktur. In manchen Bereichen versickert Wasser sehr 
stark und entstehen große Wasserverluste in den Leitungen. Ich habe neulich gelesen: 
In einigen Bereichen der Landwirtschaft liegen Drainagen, die sehr viel Wasser weg-
führen, das man eigentlich in der Landschaft halten will. Wie also kann man Schwamm-
konzepte nicht nur in Städten, sondern auch in Landschaften abbilden? 

All diese Maßnahmen können helfen, vorhandenes Wasser besser zu bewirtschaften 
und damit auch Nutzungskonflikte zu vermeiden. Das ist immer besser, als die Prob-
leme laufen zu lassen und dann über Rationierung oder über Verbote zu agieren. Man 
muss zwischen gewerblichen und privaten Nutzungen unterscheiden. Im privaten Sek-
tor besteht sicher noch ein sehr unreflektiertes Verhalten bei der Wassernutzung. Mög-
licherweise könnte man durch Maßnahmen im Rahmen der Bürgerberatung mehr Ver-
ständnis dafür wecken, wie man behutsamer und sparsamer mit Wasser umgehen 
kann. In der Industrie sind die Dinge strukturierter und weiter vorangeschritten, aber 
im privaten Sektor besteht noch sehr viel Potenzial. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich bleibe bei den Nutzungskonflikten und deren Be-
wältigung. Meine Frage geht an unternehmer nrw. In Ihrer Stellungnahme haben Sie 
der Politik die Verantwortung dafür zugeschoben, für mehr Transparenz, faktenba-
sierte Kommunikation und Vermittlung zu sorgen. Was tun Sie als Industrieunterneh-
men jenseits der Politik konkret, um Nutzungskonflikte im Vorhinein gar nicht erst ent-
stehen zu lassen bzw. zu entschärfen? Haben Sie Best Practices, wie Sie mit den 
Interessengruppen, Stakeholdern und Betroffenen umgehen? „Rationierung“ wollen 
wir – das haben wir gerade ausgeführt – nicht sagen. Wenn wir aber dazu übergehen, 
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auch im privaten Sektor Wasser deutlich einzusparen, um die Nutzungskonflikte zu 
entschärfen, wie kommunizieren Sie als Industrie das mit den anderen Benutzergruppen? 

Alexander Felsch (unternehmer nrw): Sie sind auf unsere Stellungnahme eingegan-
gen. Wenn wir dabei bleiben, gehe ich auf die erste Seite ein, damit wir die Zahlen 
richtig beisammen haben. Zwischen den Jahren 2010 und 2022 verzeichnen wir einen 
Rückgang von 37 %. Ihre Analyse, wir täten zu wenig für die Senkung des Wasserver-
brauchs, teile ich explizit nicht. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Das habe ich so nicht gesagt und möchte ich so auch 
nicht verstanden wissen. Ich wollte von Ihnen Best Practices zum Umgang mit der Kom-
munikation mit anderen Betroffenen. Ich habe nicht gesagt, dass Sie zu wenig getan 
haben. 

Alexander Felsch (unternehmer nrw): Gut, dann freue ich mich, dass wir an der 
Stelle einer Meinung sind. Es ist sehr wichtig, dass wir alle verantwortlich mit dem 
Wasserverbrauch umgehen. Eine Reduktion um 37 % innerhalb von zwölf Jahren sehe 
ich als einen ganz wesentlichen Beitrag, mit dem wir unserer Verantwortung nachkom-
men. Selbstverständlich stellt die Kommunikation von Unternehmen mit ihrer unmittel-
baren Umwelt zu dem, was sie tun, gerade im Mittelstand, aber insbesondere auch an 
größeren Industriestandorten ein permanentes Stakeholder Management dar. 

Bleiben wir ganz eng bei dem Thema „Wasser“. Wir haben eigene Kläranlagen. Wir be-
treiben gemeinsam mit Kommunen Kläranlagen. Wir leiten in kommunale Kläranlagen 
ein. Ohne ein gutes Miteinander und eine gute Kommunikation funktioniert das nicht. 
Uns ist wichtig, dass die absehbar auf uns zukommenden Themen adressiert werden. 

Zu dem Thema „2018“: Sowohl bei der Frage, wo wir mit den Wasserständen sind, als 
auch bei der Frage der Wassertemperatur laufen wir genehmigungsseitig auf einen 
kritischen Punkt zu, an dem harte Entscheidungen anlagenscharf zu treffen sind: ab-
schalten oder gegen die Werte verstoßen und weiter laufen lassen, weil die ansonsten 
auftretenden Schäden riesig und unabsehbar wären? Welche Wertschöpfungsketten 
reißen bei Ausfällen? Unsere Bitte und auch unsere Erwartungshaltung ist, dass sol-
che Fragen gelöst werden. Ich kann bisher diesen Prozess bzw. diese Lösungskette, 
dass man das strukturiert, vorbereitend löst und sagt: „Wenn wir an diesen Punkt kom-
men, dann fehlen noch 5 %, bis die Werte gerissen werden, und dann geht das von 
der Bezirksregierung bis zum Ministerium“, momentan noch nicht erkennen. 

Sie fragten nach Best-Practice-Beispielen. Gerade im Bereich der Rohstoffgewinnung, 
der Nassgewinnung, pflegen wir ein vernünftiges Miteinander, auch was das Thema 
„Nachnutzung“ angeht: Was machen wir? Wie kriegen wir sie gemeinsam mit der Be-
völkerung hin? Schauen Sie sich an, wie intensiv man sich im Bereich der eben schon 
angesprochenen Braunkohle mit den Fragen auseinandersetzt, welche Zukunftsvision 
wir haben und was das tagebautreibende Unternehmen dazu beitragen kann, dass wir 
langfristig zu einem Zustand kommen, der in der Region gewünscht und angestrebt 
wird. Diese Best-Practice-Beispiele fallen mir spontan ein. Ich hoffe, damit eine Ant-
wort auf Ihre Frage gegeben zu haben. 
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Vorsitzende Astrid Vogelheim: Es gab bei der Fragestellung ein Missverständnis. 
Wurde Ihre Frage beantwortet? 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): So weit. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Frau Seemann, Sie haben in Ihrer Stellungnahme heraus-
gearbeitet, dass es eine ganze Reihe von Best-Practice-Beispielen zu dem Thema 
„Hochwasser“, aber gar keine zu dem Thema „Trockenheit“ gibt. Wie ist das zu erklä-
ren? Was ist nötig, um Best-Practice-Beispiele zu bekommen? 

Irene Seemann (Netzwerk Klimaanpassung & Unternehmen.NRW): Die von mir in 
meiner Antwort angesprochenen Best-Practice-Beispiele haben wir als Netzwerk 
Klimaanpassung & Unternehmen.NRW gesammelt. Das bezog sich auf den Link, den 
ich dahin kopiert habe. Auf dieser Webseite sammeln wir Beispiele von Unternehmen 
aus ganz Nordrhein-Westfalen, die sich etwa durch Hitzeschutz- und Hochwasser-
schutzmaßnahmen bereits an den Klimawandel angepasst haben. Wir haben aber – 
ich habe eben nachgeschaut, um das zu unterfüttern – dort bisher keine Beispiele 
aufgenommen, bei denen es um Trockenheit geht. Das heißt allerdings nicht, dass es 
in NRW keine tollen Beispiele gäbe; das möchte ich nur klarstellen. 

Das liegt vielleicht auch daran, dass unser Netzwerk sich vornehmlich auf kleine und 
mittelständische Unternehmen bezieht und die hier vertretenen Unternehmensgrup-
pen, die große Verbraucher und wahrscheinlich sehr tolle Best Practices haben, bisher 
nicht so sehr im Fokus unserer Arbeit stehen. Es könnte also an einer Art Selbstselek-
tion bei den Beispielen liegen. Ich freue mich immer über tolle Beispiele, die wir noch 
ergänzen können. Ich bin mir sicher: Es gibt sie. Sie sind nur auf diesem Link nicht 
vertreten; das zur Klarstellung. 

Je nachdem, wie weit man mit einem Best-Practice-Beispiel seine Unternehmensab-
läufe und Prozesse darstellt, kann es auch sein – da bin ich mir nicht ganz sicher –, 
dass das bei den Unternehmen etwas mehr Zurückhaltung hervorruft, weil sie sich 
nicht zu sehr in die eigene Küche schauen lassen möchten. Das spielt bei dem Thema 
„Trockenheit und Wasserverbrauch“ vielleicht mehr eine Rolle als zum Beispiel im Be-
reich des Hochwasserschutzes. 

Dr. Christian Schmidt (Sachverständiger EK III): Herr Felsch, während der sogenann-
ten Gaskrise wurde in Ansätzen eine Rangliste aufgestellt, wer noch Gas bekommt, je 
knapper es wird. Sie haben vorhin in einem Nebensatz gesagt, dass man sich vorstel-
len könne, dass das Abschalten eines Stahlwerkes – ich sage mal – problematisch sei. 
Können Sie die Folgen einer fehlenden Gaszufuhr für konkrete Produktionsprozesse 
in NRW nennen? Mir ist damals in der Gaskrise klar geworden, als mir mal jemand 
erklärt hat, was passiert, wenn in Ludwigshafen bei der BASF bestimmte Chemikalien 
nicht produziert werden können, dass dadurch die halbe Volkswirtschaft lahmgelegt 
wird. Das war mir vorher nicht klar. Wie ist das mit dem Wasser und der Produktion, 
außer beim Stahlwerk? 
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Alexander Felsch (unternehmer nrw): Wir müssen zwischen irreparablen Schäden 
und betriebs- bis hin zu volkswirtschaftlichen Schäden unterscheiden. Irreparable 
Schäden entstehen überall dort, wo es Vollkonti-Betriebe gibt, in denen das Ganze 
Jahr durch produziert wird, bis die Anlage im Grunde an ihr Lebensende kommt, und 
die ohne eine Wasserversorgung nicht auskommen. Da sehe ich – die Liste mag nicht 
abschließend sein – vor allem die Stahlindustrie; ganz klar. 

Große Probleme sehe ich auch – das können die Anwesenden vielleicht besser be-
antworten – in der chemischen Industrie. Sicherlich auch dort würden einige Schwie-
rigkeiten auftreten. In der Papier- und Lebensmittelindustrie – unplanmäßiges Herun-
terfahren ist nie gut – entstünden ebenso heftige Schäden, weil Wasser eine absolute 
Grundvoraussetzung ist. Irreparable Schäden bei einer Abschaltung sehe ich nicht, 
aber wir laufen auf betriebswirtschaftlich schwierige Punkte zu. Daher ist die Frage 
auch, von wie langen Abschaltungen nach welchen Kriterien wir reden. 

Es ist eine Aufgabe für die Politik und die Exekutive, sich klar darüber zu werden, nach 
welchen Kriterien entschieden wird. Diese politisch-strategische Entscheidung muss 
idealerweise im Landtag abgewogen und getroffen sowie über die Ministerien bis hin 
zu den Mittelbehörden umgesetzt werden. Sie haben es richtigerweise erwähnt: Im 
Zusammenhang mit Gas haben wir angefangen, die Dinge zu diskutieren. Bis ins 
Letzte fertig sind wir damit noch nicht. Die Diskussion hat damals ganz deutlich ge-
zeigt, wie viel hinten dranhängt, das wir auf den ersten Blick nicht wissen und nicht 
absehen können, weil wir in einer hoch technologisierten Volkswirtschaft leben, in der 
Hunderttausende von Produkten miteinander zusammenhängen. 

Ich nenne ein Beispiel, das die beiden Themen miteinander verbindet: Wir brauchen 
gewisse Salze, um unsere Abwässer und in Teilen auch das Frischwasser zu reinigen. 
Diese fallen üblicherweise in der Farbproduktion an. Da weniger Autos produziert wur-
den, brauchte man weniger weiße Farbe, und wir hatten die Schwierigkeit, diese Salze 
zusammenzubringen. Das zeigt, dass es in so einer fein ziselierten Volkswirtschaft 
extrem schwierig ist. Wenn man meint, man könnte einzelne Branchen abschalten, würde 
ich sagen: Vorsicht! Beschäftigt euch extrem intensiv und detailliert und nicht erst in 
der Not damit, wo welche Schäden entstehen. – Sie können nicht verlangen, dass ich 
einzelne Branchen nenne und wir Vorschläge machen. Wir können nur sehr davor 
warnen, das unplanmäßig und ad hoc zu tun. Das muss man sehr strukturiert angehen, 
und das ist eine Aufgabe. 

Zacharias Schalley (AfD): Ich habe eine Nachfrage an Herrn Schüller zu meiner Frage 
von eben. Sie haben davon gesprochen, dass es in anderen Ländern einen pragmati-
scheren Umgang mit dem Spielraum der Wasserrahmenrichtlinie gäbe. Können Sie 
hierzu vielleicht ein paar Länder als Beispiele nennen? Was wurde dort im Vergleich 
zu Deutschland besser gemacht? 

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Mir schweben beispielsweise die Nieder-
lande vor, die mit der Umsetzung wesentlich pragmatischer umgegangen sind. Es wird 
deshalb besonders augenscheinlich, weil sie unser direkter Nachbar sind. Angesichts 
der engen Beziehungen zu den Niederlanden ist es für den Standort Deutschland bzw. 
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Nordrhein-Westfalen nicht förderlich, wenn es dort zu anderen Umsetzungen kommt. 
Wie es in den anderen Mitgliedsstaaten konkret aussieht, könnte man sich im Detail 
anschauen. Das Stichwort „Niederlande“ fällt bei den Rückmeldungen, die uns errei-
chen, immer als positives Beispiel. 

Dr. Ralf Nolten (CDU): Herr Dr. Riße, ich habe mit großer Freude Ihre Antwort auf die 
Fragen 6 und 7 zu wasserbezogenen Nutzungskonflikten und der Implementierung 
von Anpassungsmaßnahmen gelesen. Ich finde es sehr schön, dass Sie sagen, es 
kämen wieder Vorschläge ins Rennen, die wir seit 100 Jahren kennen. Herr Felsch, 
zur Brauchwasserstabilisierung haben wir seinerzeit Tatsperren bei uns in der Eifel 
gebaut. Die Unternehmen haben das bezahlt und leisten auch heute noch ihren Bei-
trag dazu. Sie verweisen auf die Ahr und auf die Olef, sprich: Platißbachtalsperre, und 
sagen, das Anlegen von großen Speichern sei oftmals eine Frage des verfügbaren 
Platzes und der Kosten. „Verfügbarer Platz“ heißt doch: Ich schaue in den Regional-
plan, ob ich eine entsprechende Vorsorge getroffen habe; ja oder nein. 

Meistens sind die Standorte seit Jahrzehnten im Regionalplan enthalten. Also sage 
ich: Regionalplan rechtlich abgesichert; im Zweifelsfall Flurbereinigungsverfahren. 
Gut, das kostet dann acht Jahre oder neun Jahre, und dann bin ich da. In der Vergan-
genheit war es schon einmal ein Thema, wer die Kosten trägt. Nachdem wir die Erfah-
rungen in der Flut im Jahr 2021 gemacht haben, ist genau das nicht mehr das Problem. 
Die Frage ist: Welche Probleme haben wir denn jetzt ganz konkret mit Blick auf die 
Ahr- oder die Platißbachtalsperre, bei denen man seit zwei oder drei Jahren unterwegs 
ist. Den Ansatz finde ich richtig. Ich finde nur die Fokussierung auf die Problematik 
nicht ganz treffend. 

Dr. Henry Riße (RWTH Aachen): Ich merke, Sie haben Spaß an der Auseinanderset-
zung mit dem Thema. 

(Heiterkeit) 

Ich stecke in der Hochwasserthematik nicht ganz so tief drin. Darüber müssten Sie 
Professor Schüttrumpf interviewen oder seine Videos dazu ansehen. Nach dem gro-
ßen Ahrhochwasser im Jahr 1918, glaube ich, hat man gesagt: Okay, wir brauchen 
eine Talsperre. – Diese war auch angedacht und räumlich vorgesehen, aber das Geld 
hat man für etwas ganz anderes verwendet. Der Nürburgring wurde damit finanziert. 
Jetzt ist man wieder so weit, dass man sagt: Wir können nicht noch einmal 100 Jahre 
warten. Wir müssen das anpacken. 

Es gibt gute Beispiele dafür – in dem Video von Professor Schüttrumpf taucht das auch 
auf –, dass man einen Hochwasserrückhalteraum schafft, der nicht permanent einge-
staut ist, sondern man belässt die landwirtschaftlichen Nutzflächen oberhalb, die bei 
Extremhochwässern temporär eingestaut werden. Man baut quasi einen Damm in die 
Landschaft, der aber nur bei Extremhochwassern wirklich gebraucht wird und die Flä-
chen überflutet. Das passiert vielleicht alle 30 bis 50 Jahre. Dieser schützt dann das 
dicht bebaute Ahrtal, das man nicht komplett umkrempeln kann, vor solchen Extrem-
hochwässern wie im Jahr 2021. Bei der Olef kenne ich das Verfahren nicht und die 
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eingetretenen Randbedingungen nicht so genau. Ich weiß nur, dass das ganze Oleftal 
relativ dünn besiedelt ist. 

Die klimatisch zu erwartenden Extrema werden eine Verknappung mit sich bringen. 
Man erlebt, dass der derzeitige Wasserspiegel des Rheins so niedrig ist, wie es sonst 
eigentlich im August zu erwarten wäre. Wir haben zwei nasse Jahre erlebt, aber lassen 
Sie einmal zwei oder drei trockene Jahre aufeinanderfolgen. Dann haben auch die 
Betreiber der Rurtalsperren – der Wasserverband Eifel-Rur – Probleme oder kommen 
an ihre Grenzen, die Wasserversorgung und auch den Mindestabfluss für die Rur si-
cherzustellen. 

Als zusätzliches Standbein wäre eine Talsperre im Oleftal wasserwirtschaftlich durch-
aus sehr sinnvoll, um klimaresilienter zu werden, also die in sehr regenreichen Jahren 
wie 2023 und 2024 auftretenden Überschüsse auffangen zu können, für Extremsitua-
tionen wie im Jahr 2021 zusätzlichen Rückhalteraum zu schaffen und in trockenen 
Jahren über eine zusätzliche Säule für die Wasserwirtschaft in der Region zu verfügen, 
auch für die landwirtschaftliche Bewässerung. 

Es wird über kurz oder lang dazu kommen, dass man in der Eifel parallel zur Rur rechts 
und links die intensiv genutzten landwirtschaftlichen Felder bewässern muss, um die 
Erträge zu sichern; das als Gesamtüberblick. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass die 
Sachverständigen nur drei Minuten zur Beantwortung der Fragen haben. Das möge man 
vielleicht bei dem Stellen der Fragen berücksichtigen. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich möchte meine Frage wieder an die Unternehmer 
richten. Erst einmal eine Verständnisfrage: Haben Sie eben tatsächlich mehr oder we-
niger ausgedrückt, dass Sie uns keine Liste der Priorisierung der Sektoren für den Fall 
einer Abschaltung oder im Rahmen von Wassereinsparungen geben könnten, weil das 
nicht so ganz Ihre Aufgabe sei, und dass das jemand anderes tun müsse. Habe ich 
Sie richtig verstanden? Wer könnte uns denn so eine Liste geben, wenn nicht die Leute 
oder die Industrieunternehmen, die davon betroffen sind? Das führt mich zu der zweiten 
Frage, wie Sie das gestaffelte Preismodell für die Wasserentnahme bzw. -nutzung hin-
sichtlich der Lenkungswirkung hin zu wasserschonenden Techniken gerade auch in 
Zeiten mit Niedrigwasser und geringer Wasserverfügbarkeit beurteilen. 

Alexander Felsch (unternehmer nrw): Wir teilen uns das auf. Ich beantworte den 
ersten Teil Ihrer Frage. Ich ziehe noch einmal die Parallele zu der Gasmangellage. Wir 
sind ein Dachverband. Bei uns sind 129 Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbände sortiert. 
Sie können von uns nicht erwarten, dass ich Ihnen sage: Ich habe die eine Branche 
lieber als die andere. – Das habe ich eben gesagt. Dafür bitte ich um Verständnis. 

Ich kann Ihnen aber selbstverständlich anbieten, dass wir uns das, wie wir es 2022 
getan haben, sehr genau anschauen, die komplette Expertise unserer 129 Verbände 
zusammentragen und sagen: Wir haben in diesen oder jenen Branchen das Problem, 
die einen mehr mit dem Wasserstand, die anderen mehr mit der Temperatur, die dritten 
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mit dem – darüber haben wir heute noch gar nicht gesprochen – Nährstoffgehalt der 
Gewässer. Gerade wenn man in kleine Gewässer einleitet, kann man in Schwierigkei-
ten geraten. Das können wir gerne tun. Wir haben starke Branchenverbände, die in 
Teilen anwesend sind und das für ihre Branche tiefergehender tun können. Am Ende 
müssen Politik und Verwaltung Entscheidungen treffen. 

Den Vorrang der Trinkwasserversorgung explizit dort hineinzuschreiben, ohne ihn aber 
zu konditionieren und zu sagen, wie und nach welchen Kriterien er umgesetzt werden 
soll, löst Befremden in der Wirtschaft aus, was wir damals bei der Novelle des Lan-
deswassergesetzes auch deutlich dargestellt haben. Dass Trinkwasser, also die Trink-
wasserversorgung der Bevölkerung, ganz am Ende den Vorrang hat, ist klar. Nur: 
Wenn Sie zum Beispiel für die Lebensmittelindustrie nichts mehr haben, dann hilft es 
Ihnen auf lange Sicht nicht so viel, dass das Wasser noch aus dem Hahn kommt. Wir 
müssen uns einfach mit diesen Fragen beschäftigen. Das ist unsere Erwartung, und 
das ist das, was wir gerne an Expertise einbringen können. 

Im Hinblick auf den Ausgangspunkt Ihrer Frage bitte ich einfach um Verständnis und 
hoffe, das ist nachvollziehbar. 

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Könnten Sie den Punkt zum Wasserentnah-
meentgelt noch einmal äußern? Ich habe Sie nicht ganz verstanden. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Wie beurteilen Sie ein gestaffeltes Preismodell für die 
Wasserentnahme, gerade zur Nutzung hinsichtlich der Lenkungswirkung hin zu was-
serschonenden Techniken? 

Alexander Schüller (unternehmer nrw): Die Staffelung ist im WasEG angelegt. 
Wenn ich es richtig im Kopf habe, sind es 5 Cent für die – in Anführungszeichen – 
normale Entnahme und 3,5 Cent für die Entnahmen für Kühlungen. Bei der Durchlauf-
kühlung, bei der das Wasser unmittelbar wieder rückgeführt wird, sind es 0,3 Cent, 
glaube ich. Die Zahlen müssten zumindest näherungsweise stimmen. 

Bezüglich der Frage, wie man es bewertet bzw. ob so eine Staffelung gut oder schlecht 
ist, sollte man vielleicht die Frage voranstellen, ob ein Wasserentnahmeentgelt grund-
sätzlich vernünftig und ein Mittel ist, um eine Lenkungswirkung zu erzielen. Ich will jetzt 
die Beträge nicht abschließend bewerten, aber die 5 Cent bei der normalen Wasser-
entnahme, die auf die Kosten obendrauf kommen, haben in einigen Branchen sicherlich 
eine Lenkungswirkung. Gäbe es das Wasserentnahmeentgelt nicht in dieser Höhe, wäre 
eine Lenkungswirkung allein schon durch die grundsätzlichen Kosten der Wasserentnahme 
gegeben. Das haben auch viele meiner Vorredner gesagt. Wasserkosten sind Kosten 
für jeden Industriebetrieb und jedes Unternehmen. Kosten gilt es zu vermeiden.  

Wenn die Frage in die Richtung geht, ob Unternehmen durch ein zusätzliches Wasser-
entnahmegeld ermutigt werden oder – negativ formuliert – abgeschreckt werden, Wasser 
zu entnehmen: Die Unternehmen tun das nicht zum Spaß, sondern Wasser ist für den 
Kühlungsprozess notwendig. Überall dort, wo Maßnahmen zur Effizienzsteigerung ge-
troffen werden können, haben Unternehmen das gemacht und werden es weitermachen. 
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Natürlich ist es besser, dass es eine – um darauf zurückzukommen – Staffelung gibt, 
als wenn es keine gäbe, und der Gesetzgeber gesehen hat: Es sollte eine gewisse 
Differenzierung stattfinden. Das ist sicherlich in Ordnung, aber unsere grundsätzliche 
Kritik am Wasserentnahmeentgelt will ich damit eng verknüpfen. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Ein Hinweis: Es ist möglich, dass zwei Sachverstän-
dige sich die Beantwortung der Frage aufteilen, aber dann teilen Sie sich auch die drei 
Minuten. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Ich habe eine Nachfrage 
an Herrn Hennecke. Mein Gefühl ist, dass das Handwerk bisher vielleicht ein bisschen 
zu kurz gekommen ist. Ich habe in den Stellungnahmen Ihrer Gutachterkollegen teil-
weise erkennen können, dass sie das Handwerk und die Frage nach Handwerk und 
Wasser nicht so hoch gehängt haben. Deswegen die Frage an Sie: Stimmt das? Gibt 
es wirklich kein wasserintensives Handwerk? Falls das nicht stimmt: Wie kann die Ver-
wendung wasser- und energiesparender Materialien oder Techniken im Handwerk noch 
besser und schneller ausgerollt werden? Was können Sie tun? Was kann die Politik 
tun? 

Prof. Dr. Hans Jörg Hennecke (HANDWERK.NRW): Ich muss zugeben, dass ich bei 
der Erstellung der Stellungnahme viel gelernt habe, weil ich das Themenfeld zunächst 
einmal für mich erschließen musste und dann gemerkt habe, wie stark strukturelle Ver-
knüpfungen sind. Das gilt sowohl für die Betroffenheit des Handwerks von Wasserbe-
darf als auch für die Frage, welche Rolle Handwerk in der Wasserwirtschaft spielt. Was 
das Handwerk als produzierendes oder verarbeitendes Gewerbe angeht, sind die Pro-
bleme im Grunde denen ähnlich, die die Kollegen von der Industrie beschrieben ha-
ben. Der Bäcker hat genauso einen Wasserbedarf wie die Lebensmittelfabrik. Das 
heißt: Der Produktionsprozess braucht diesen Rohstoff und muss damit umgehen. 
Auch die Metallverarbeitung braucht in bestimmten Zusammenhängen Wasser. 

Ein wichtiges Thema, das noch nicht zur Sprache kam, aber im Sinne der Frage der 
FDP durchaus kritisch sein kann, ist die Baustoffindustrie. Auch dort braucht man Was-
ser. Kann der Betrieb einer Betonteilefabrik ohne Wasser lange aufrechterhalten wer-
den? In welchem Zustand ist sie nachher, wenn alles getrocknet ist? Das mag schwie-
rig sein. Diese Dinge muss man unabhängig von der Größe der Produktion sehen. Inso-
fern haben im Handwerk sicher 10 % bis 20 % Prozent der Betriebe sehr konkret Was-
serbedarf. Ihrerseits sind sie, auch wenn sie sehr klein sind, sehr schnell für kritische 
Infrastrukturen notwendig. 

Ich sehe auch noch ein anderes Thema darin, dass wir mehr Kapazitäten und Fach-
kräfte brauchen, die sich mit diesen Wasserthemen auskennen. Wenn ich jetzt einmal 
Richtung „Sanitär, Heizung und Klima“ schaue: Die Firmen haben gerade mit Wärme-
pumpen und Heizung genug zu tun, obwohl sie eigentlich auch sehr viel Wasserinfra-
struktur bauen müssten. Herr Blumenrath nickt; er kennt sich im Markt besser als ich 
aus. Es handelt sich also um ein großes Kapazitäts- und damit auch Know-how-Problem. 
Welche Anreize haben Betriebe, in diesen Bereich hineinzugehen? 
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Das betrifft auch den Brunnenbau, der direkte Bezüge zu dem Thema hat. Landesweit 
gibt es 107 Brunnenbaubetriebe. Diese sollen jetzt auch noch Geothermie anbieten. 
Woher kommt das? Am Ende findet man in der Region, am Niederrhein, vier oder fünf 
Betriebe, die wirklich am Markt aufgestellt sind. Das Know-how durch Kooperationen 
mit den Hochschulen in die Betriebe hineinzubringen und auch im Bereich der berufli-
chen Bildung entsprechende Kapazitäten sowie Kenntnisse aufzubauen, ist ein ganz 
entscheidender Punkt, um die von Ihnen verfolgten ferneren Ziele abdecken zu kön-
nen. Am Ende muss irgendjemand so eine Maßnahme umsetzen. Wenn es um Reno-
vierung und Neubau von Infrastruktur – Abwasser, Wasser – geht, muss es am Ende 
jemand im Boden verbuddeln. 

Dietmar Brockes (FDP): Ich würde gerne die Frage aufgreifen, die Herr Schmidt, aber 
auch Frau Kahle-Hausmann eben gestellt haben: In welchen Bereichen kann der Was-
sermangel kritisch sein? Frau Kahle-Hausmann, ich glaube, das kann man gar nicht 
auf Branchen beziehen, sondern es geht viel tiefer runter, also auf einzelne Produkte 
oder auch Dienstleistungen, wenn zum Beispiel keine sterilen Produkte für die Medizin 
oder entsprechende Kleidung vorhanden ist. Ich hatte eben bei den Ausführungen von 
Herrn Felsch den Eindruck, dass sowohl Frau Dr. Schießer als auch Herr Drews gerne 
ergänzen würden, was die notwendigen Produkte angeht. Wenn Sie sich die Zeit teilen 
könnten, wäre das gut. 

Dr. Yuliya Schießer (Covestro): Genau das Thema wollten wir auch ansprechen. Es 
ist extrem wichtig, zu verstehen, welche Zusammenhänge da vorliegen. Wir betreiben 
zum Beispiel an allen drei Standorten eine Dechloranlage. Wir alle betreiben chlorba-
sierte Chemie. Das heißt: Chlor ist eine Grundchemikalie für die chemische Industrie. 
Wenn wir kein Chlor liefern, dann gibt es auch nichts anderes mehr: unter anderem 
keine Produkte für die Wasseraufbereitung. Genau das Thema müssen wir adressie-
ren: Welche Produkte benötigen wir in dem Fall eigentlich, und was ist wichtig? 

Martin Drews (DIE PAPIERINDUSTRIE): Auch für die Papierindustrie möchte ich be-
tonen und unterstützen, dass wir uns auf einen möglichen Wassermangel vorbereiten. 
In der Papierindustrie haben wir den Vorteil, dass wir die Hygienepapiere, aber auch 
andere Papiere produzieren, die wir für das tägliche Leben brauchen. Darüber hinaus 
sind wir Teil der Kreislaufwirtschaft. Ich habe es eben schon gesagt: 80 % unseres 
Rohstoffes ist Altpapier. Das ist auf der einen Seite gut für uns, auf der anderen Seite 
aber auch gut für die Kommunen und diejenigen, bei denen Altpapier anfällt. Das ist 
uns während der Gasmangellage klar geworden. Wenn wir nicht produzieren, dann lau-
fen die Lager in den Kommunen und in der Industrie, wo es anfällt, in kürzester Zeit 
voll. Dann haben wir ein echtes Problem. 

Wir müssen schauen, dass wir über den Tellerrand hinaus nicht nur das Wasser-, son-
dern auch das Kreislaufwirtschaftsthema betrachten. Wenn wir in die Speichen greifen, 
dann muss jedem klar sein, welche Auswirkungen das hat. Deswegen würde ich aus 
Sicht der Papierindustrie dafür plädieren, dass wir uns auf dieses Thema vorbereiten. 
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Zacharias Schalley (AfD): Herr Dr. Bertling, Sie schreiben in Ihrer Antwort auf die 
Frage 9 bezüglich Herausforderungen bei der Implementierung wassersparender Tech-
nologien in den Betrieben, dass die Akzeptanz bei den Mitarbeitern eine Herausforde-
rung sei. Können Sie vielleicht einmal konkretisieren, welche Probleme es mit den Mit-
arbeitern geben könnte, wenn solche Technologien neu eingeführt werden? 

Ralf Bertling (Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik): 
Ich denke, es ist bei allen Technologien so – egal, wo sie eingeführt werden –, dass 
sie von unten aus akzeptiert werden müssen. Wasserspartechnologien betreffen na-
türlich auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eines Unternehmens, wenn es um 
das Produktions- oder das – so will ich das mal sagen – Sozialwasser geht. Durch 
neue Wasserspartechnologien, die eingesetzt werden, ergeben sich viele Veränderun-
gen und ändern sich teilweise auch Produktionsabläufe. Das sind nicht nur ein paar 
Handgriffe, sondern oft verändert sich die ganze Art des Arbeitens. Die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter müssen natürlich mitgenommen werden. Das einfach von oben 
aufzuoktroyieren, macht also keinen Sinn. Das geht im Grund nur durch Kommunika-
tion. Das ist nicht nur im Handwerk oder in der Industrie, sondern in allen Sektoren so. 

Peter Blumenrath (CDU): Ich würde noch einmal das Handwerk einbinden, im Grunde 
könnte ich aber auch unternehmer nrw fragen. Mir geht es um die Themen „Hafeninf-
rastruktur“ sowie „Wasser- und Schienenwege“. Entweder es gibt einen Wasserman-
gel und wir haben am Rhein ein Problem, oder es gibt zu viel Wasser und wir haben – 
auch am Rhein – ein Brückenproblem bzw. unter Wasser stehende Schienensysteme. 
Wie ist das Handwerk auf die Frage der Infrastruktur bei der Frage der Abhängigkeit 
von Lieferketten ausgerichtet? Das gilt im Grunde genommen für alles, was aus der 
Welt nach Deutschland importiert wird: vom Wärmeerzeuger bis hin zu Rohstoffen für 
die Produktion. Wie würden Sie diese Verquickung sehen? Welche Ansprüche haben 
Sie diesbezüglich? Wie vorbereitet sind Sie auf solche Ereignisse? 

Prof. Dr. Hans Jörg Hennecke (HANDWERK.NRW): Ein Obersatz, der mir letzte 
Woche bei einer Überlegung im Rahmen des Operationsplans Deutschland – darin 
geht es um die Verteidigungsfähigkeit Deutschlands – eingebläut wurde, lautet: Resi-
lienz durch Dezentralität. Diesen Obersatz können Sie hier in der Runde auch gut brau-
chen. Besser als wenige große, verwundbare Standorte sind viele kleine Standorte, 
die unter unterschiedlichen Bedingungen existieren und arbeiten können, sodass man 
in Knappheitsfällen über Ausweichmöglichkeiten verfügt. Bei vielen Dingen, die wir ge-
rade angesprochen haben, ist es ganz grundlegend, dass man sich nicht auf eine 
Technologie oder ein System verlässt, sondern flexibel bleibt und damit auf bestimmte 
Engpass- oder Überschusssituationen leicht reagieren kann. 

Das gilt genauso auch für Lieferketten. Handwerk ist nicht immer so romantisch, wie 
Sie sich das vielleicht vorstellen, sondern auch wir sind in ganz überraschenden Zu-
sammenhängen sehr stark in Lieferketten eingebunden: Metallbauer, die bestimmte 
Materialien benötigen, sind auf einmal abhängig, auch von der Industrie. Wenn in der 
Automobilindustrie Engpässe entstehen, hat das in der zweiten oder dritten Welle 
Rückwirkungen auf das Handwerk. Insofern ist es ganz wichtig – eben klang es schon 
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an –, die Komplexität von Wertschöpfungszusammenhängen zu verstehen. Deswegen 
muss man schauen: Sind Infrastrukturen gerade für Logistik hinreichend variabel? 

Aus historischen Gründen existieren viele Schienenstrecken am Wasser. Bestimmte 
Wasserwege werden stark genutzt, sind wichtig und können durch Hochwasser unter 
Druck geraten. Über welche Ausweichmöglichkeiten verfügen wir? Wir diskutieren im 
Zusammenhang mit der Deutschen Bahn immer wieder, dass bestimmte Streckenab-
schnitte in Deutschland ein völliges Monopol darstellen. Sobald dort etwas passiert, 
entsteht eine riesige Verwerfung. Für Handelsrouten über die Schiene werden schon 
Bypässe um Deutschland herumgebaut. Das muss man unter dem Gesichtspunkt 
„Resilienz“ wirklich sehr bewusst in den Blick nehmen. Die Auswirkungen solcher Stö-
rungen sind bis in die kleinste Bäckerei oder kleinste Schneiderei hinein wirksam. Auf 
einmal wird erkennbar, wie abhängig auch kleinste Unternehmen von global funktio-
nierenden Lieferketten sind. 

Im Augenblick ist die Sicherheitslage nur ein Aspekt, den man im Blick haben muss. 
Solche klimabezogenen Dinge kommen dann hinzu. Eine Klimafolgenanpassung ist 
also auch immer angewandte Wirtschaftspolitik. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich würde gerne Frau Dr. Schießer ansprechen. Mir 
geht es um unternehmerische Entscheidungen. An welchem Punkt beschließen Sie 
als Unternehmen, dass sich der Einsatz neuer Technologien lohnt, ob es nun um die 
Einsparung von Wasser oder die Reduzierung von Stofffrachten geht? Wie sieht die 
Wirtschaftlichkeitsberechnung aus? Welche Zukunftsszenarien bewegen Sie im Kopf, 
bevor Sie eine solche Entscheidung treffen? Ist mit den Klimafolgenanpassungen schon 
eingepreist, dass das Wasser weniger wird, gerade im Rhein? Wie sieht die unterneh-
merische Entscheidungsfindung aus? 

Dr. Yuliya Schießer (Covestro): Grundsätzlich haben wir bei Covestro natürlich Was-
serressourcen genauso wie alle anderen Ressourcen im Blick. Wir haben unsere inter-
nen Programme an allen 46 Standorten weltweit. Risikomanagement im Wasserbereich 
gehört genauso dazu wie bei anderen Ressourcen. Auch im Bereich „Wassereinspar-
programme“ müssen wir priorisieren, wie ich schon vorhin erwähnt habe. So ein Un-
ternehmen muss momentan in viele Bereiche investieren. Wir müssen CO2-neutral, 
schadstofffrei und digital werden sowie Polymer recyceln. Es bestehen sehr viele An-
forderungen an ein Unternehmen. Gerade in so herausfordernden Zeiten, wie wir sie 
seit drei oder vier Jahren erleben, müssen wir sehr stark priorisieren. 

Wenn wir über Wasserprojekte sprechen – ich habe es vorhin erwähnt –, ist für uns 
nicht nur das Thema „Wasser“ wichtig, sondern auch die damit verbundenen anderen 
Parameter sind wichtig. Wenn ich zum Beispiel so ein Salzwasserrecyclingprojekt in 
Oedingen betrachte: Wir haben eine Anlage implementiert, die einen sinnvollen öko-
logischen und wirtschaftlichen Case darstellt. Theoretisch könnten wir noch mehr re-
cyceln, aber dafür wäre die Verwendung einer sehr intensiven Energietechnologie not-
wendig, nämlich Eindampfung. Dann würden unsere CO2-Äquivalente so in die Höhe 
schießen, dass es für uns als Unternehmen nicht attraktiv ist. 
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Wie gehen wir dagegen an? Wir arbeiten – Herr Haberkamp kennt das – in Förder- 
bzw. Forschungsprojekten an den disruptiven Technologien, die diesen Energiebedarf 
massiv senken, damit wir solche Projekte sowohl ökologisch als auch ökonomisch dar-
stellen können. Wir haben gemerkt: Energie ist eigentlich einer der wichtigsten Fakto-
ren. Wenn wir den Energiebedarf senken, dann erreichen wir meistens relativ gute 
Business Cases. Es hängt sehr stark miteinander zusammen. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Ich schließe mich an. Meine Frage geht auch an Frau 
Dr. Schießer. Wir haben bis jetzt immer betrachtet, dass es für das Unternehmen gut 
läuft und genügend Wasser zur Verfügung steht. Dann passiert im Unternehmen ein 
chemischer Prozess. Für mich ist jetzt wichtig, zu schauen, was hinten rauskommt. 
Sie haben eben gesagt: nicht noch mehr Kontrollen. Für mich ist die wichtige Frage – 
bei Niedrigwasser ist wenig Wasser in den Flüssen –: Wenn eine nicht näher definierte 
Belastung in den Gewässern vorhanden ist, was bedeutet das dann für die Trinkwas-
serherstellung der nachliegenden Orte? 

Dr. Yuliya Schießer (Covestro): Covestro leitet ja nicht direkt ein, sondern an unse-
ren Standorten ist die Currenta für die Entnahme und Einleitung verantwortlich. Wir 
haben mit der Currenta die Vereinba… 

(Heiterkeit) 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Das ist aber Ihre Verantwortung. 

Dr. Yuliya Schießer (Covestro): Wir sind nicht das einzige produzierende Unterneh-
men im Park. Ich kann jetzt nicht sagen, was die Currenta einleitet. Das liegt nicht in 
meinem Verantwortungsbereich. Es ist aber natürlich wichtig, was Sie sagen. Klar, wir 
müssen das betrachten, gerade in den Zeiten der Dürre. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Fühlt sich jemand anderes dafür zuständig, das zu beant-
worten? Zwei Fragen darf ich nicht, oder? 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Es war eine kurze Antwort. Eine Minute ist noch übrig. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Herr Felsch signalisiert, dass er antworten würde. 

Alexander Felsch (unternehmer nrw): Ihre Frage skizziert, dass man nicht wüsste, 
was eingeleitet würde. Das kann ich nicht nachvollziehen. Es gibt umfangreiche Auf-
lagen, was wir sowohl bei der Entnahme als auch bei der Einleitung dürfen. Ich bin 
nicht bei Ihnen, dass dort was auch immer eingeleitet wird, sondern wir haben eine 
sehr gut etablierte Umweltverwaltung und ein LANUV. Das heißt jetzt anders, aber Sie 
wissen, was ich meine. Daher wird zu allen Zeiten sehr genau überwacht, was aus den 
Kläranlagen – egal, von wem sie betrieben werden – in unsere Fließwässer eingeleitet 
wird. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 32 - EKPr 18/24 

Enquetekommission III 12.05.2025 
10. Sitzung (öffentlicher Teil) sv 
 
 
Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Haberkamp, in Ihrer Stellungnahme erwäh-
nen Sie, dass die kategorische Ausschließung der Wasserwiederverwendung in Schutz-
gebieten nicht zielführend sei, und betonen die Bedeutung des Risikomanagements. 
Deshalb meine Frage: Welche Vorteile sehen Sie in der Wasserwiederverwendung 
auch in sensiblen Schutzgebieten, wenn ein effektives Risikomanagement implemen-
tiert wird? Wie kann das Risikomanagement dazu beitragen, die Sicherheit und Nach-
haltigkeit der Wasserwiederverwendung in diesen Gebieten zu gewährleisten? Kön-
nen Sie uns Beispiele nennen, bei denen die Wasserwiederverwendung trotz anfäng-
licher Bedenken erfolgreich und sicher umgesetzt wurde? 

Prof. Dr. Jens Haberkamp (FH Münster): Zunächst einmal zum Risikomanagement: 
Es hat zur Aufgabe, bei sämtlichen Gefahren, die in dem konkreten Fall einer Wasser-
wiederverwendung vor Ort erst einmal lauern und möglicherweise zutage treten könn-
ten. zu schauen, welche Schutzgüter betroffen sind, wie wahrscheinlich es ist, dass 
eine Gefahr tatsächlich eintritt und wie groß das Schadensausmaß wäre. Darauf auf-
bauend wird das Ganze bewertet. Dann müssen vor allem Maßnahmen abgeleitet wer-
den. Das Risikomanagement muss immer einzelfallspezifisch durchgeführt werden. Das 
heißt: Man muss sich jeden konkreten Einzelfall vor Ort anschauen. Daher ist das im-
mer passgenau. 

Zum Ausschluss von Wasser- und Heilquellenschutzgebietszonen: In Deutschland wurde 
seitens der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser eine Kleingruppe ins Leben ge-
rufen, nachdem die EU-Verordnung im Jahr 2020 veröffentlicht wurde. Darin wurde 
empfohlen, dass die Schutzgebietszonen I und II von einer Wasserwiederverwendung 
auszuschließen sind. Das ist auf jeden Fall sehr sinnvoll. Insbesondere die Schutzzone 
II dient bei einer Wasserentnahme dem Schutz der Trinkwasserversorgung vor Krank-
heitserregern. 

Infolge der Anhörung nach der Veröffentlichung des Entwurfs des Wasserhaushalts-
gesetzes im Februar vergangenen Jahres sind einige Stellungnahmen aus dem Be-
reich der Wasserversorger eingegangen, die den Ausschluss der Schutzgebietszone 
III sehr vehement gefordert haben. Das sehen wir seitens der DWA sehr kritisch, weil 
die Schutzgebietszone III sehr weitläufig ist. Sie umfasst das komplette Grundwasser-
einzugsgebiet von Wasserentnahmestellen. Damit werden tatsächlich große Teile für 
die Wasserwiederverwendung pauschal ausgeschlossen. Das sind zum Teil wirklich 
große Gebiete in innerstädtischen Bereichen. Solche Flächen werden unter Umständen 
von der urbanen Nutzung für die Bewässerung zum Beispiel von Parkflächen und so 
etwas kategorisch ausgenommen. 

Das erachten wir seitens der DWA als nicht zielführend, weil wir immer einen einzel-
fallspezifischen Risikomanagementplan erstellen müssen. Wenn durch die Umsetzung 
von Wasserwiederverwendung tatsächlich eine Gefährdung von Trinkwassereinzugs-
gebieten vorliegen sollte, dann würde das berücksichtigt werden und unter Umständen 
zu bestimmten einzelfallspezifischen Ausschlüssen führen. 

Zum letzten Teil Ihrer Frage – ich komme zum Ende –: Es fällt mir schwer, Best-Prac-
tice-Beispiele zu nennen, weil das in Deutschland bislang noch nicht umgesetzt wurde 
und es immer noch hakt. Genau das ist zum Beispiel in Bad Oeynhausen das Problem. 
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Bad Oeynhausen liegt praktisch flächendeckend in einem Heilquellenschutzgebiet. 
Deswegen verwehrt die Genehmigungsbehörde momentan die Erlaubnis. Es gibt An-
wendungsfälle von Wasserwiederverwendung in Deutschland. Bislang sind es Einzel-
fälle zum Beispiel in Schweinfurt, wo das erfolgreich umgesetzt und nun auch in eine 
großtechnische Umsetzung geführt wird. Leider gibt es aber noch viel zu wenige An-
wendungsfälle. 

Ich plädiere sehr dafür: Wir müssen jetzt die Zeit nutzen, Erfahrungen hinsichtlich der 
Anwendung zu sammeln, damit wir bei der Umsetzung wirklich sicher sind, wenn es in 
10, 15 oder 20 Jahren nötig wird. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Wir haben gleich noch einen Folgetermin. Deswegen 
würde ich vorschlagen, dass wir jetzt die letzte Fragerunde einleiten. Ich schaue mal 
in die Runde, ob alle einverstanden sind. – Okay. 

Peter Blumenrath (CDU): Abschließend richte ich eine Frage zu Wasser als Stand-
ortfaktor in Richtung unternehmer nrw. Wir haben über Energie, Arbeitskräfte usw. ge-
sprochen. Wo priorisieren Sie das Thema „Wasser“ in dieser unternehmerischen Ein-
schätzung mit all den Faktoren, die das betreffen würde? 

Alexander Felsch (unternehmer nrw): Wie ist NRW als Industriestandort entstanden? 
Das kommt durch das Wasser. In den Mittelgebirgslagen haben die Leute, bis die 
Dampfmaschine erfunden wurde, mit Wasserrädern gearbeitet. Manche Unternehmen 
sind bis heute genau an den Standorten erfolgreich. Wasser war also absolut wichtig 
und ist es immer noch. Wir brauchen es als Produktionsmittel – das haben wir hinrei-
chend beleuchtet –, wir brauchen es aber vor allem auch als Transportmittel. Wir wer-
den das, was wir im Kern auf dem Rhein transportieren, nicht anders transportieren 
können. Rein mengenmäßig und in manchen Teilen auch aufgrund der Gefährlichkeit 
der Stoffe geht es nur auf dem Binnenschiff. Daher lauten die Fragen: Welche Klima-
anpassung nehmen wir in Bezug auf den Rhein vor? Kommen wir bei der Abladeopti-
mierung faktisch voran, sodass auch der Mittelrhein schiffbar ist? Ein unmittelbares 
Feedback unserer Mitglieder sagt aus, dass die sichere Schiffbarkeit des Rheins ein 
harter und kritischer Standortfaktor ist. Wenn dieser nicht gegeben ist, sind große in-
dustrielle Zentren im Bestand gefährdet. Dem muss man sich annehmen. 

Einen Punkt möchte ich noch ergänzen. Im Jahr 2021 gab es die Flut im Ahrtal; auch 
Südwestfalen war schwer betroffen. Schauen wir uns an, wo sich die Unternehmen 
befinden: Sie liegen nah am Fließgewässer; das habe ich eingangs gesagt. Könnten 
sie sich schnell woanders ansiedeln? Nein, ihre einzige Chance bestand darin, an den 
vorhanden Standorten möglichst schnell wieder zu produzieren, weil sie ansonsten 
weg vom Markt gewesen wären und keinen Anschluss gefunden hätten. 

Vor allem für Kommunen, für die Planungsträger, besteht eine Aufgabe darin, klima-
resiliente Industrie- und Gewerbegebiete auszuweisen, sodass Unternehmen aus die-
sen hochwassergefährdeten Standorten vor Ort bleiben, sich aber verlagern können, 
wenn sie in den nächsten Investitionszyklus gehen. 
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Zum Schutz von Leib und Leben hilft Vorwarnen. Eine Papiermaschine allerdings kann 
man nicht in den ersten Stock hochtragen. Das geht nicht. Solange es an dem Gewäs-
ser keinen besseren Hochwasserschutz gibt, wird man das gleiche Schadensereignis 
auch mit drei Tagen Vorwarnung im Kern wieder genauso erleben. Daher müssen wir 
uns darum kümmern, damit das Wasser ein positiver Standortfaktor bleibt, verlässlich 
ist und keine Bedrohung wird. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Frau Dr. Schießer, in Ihrer Stellungnahme haben Sie, 
geschrieben: 

„Mit Blick auf eine zielgerichtete und ökologisch sinnvolle Abwasserbehand-
lung wäre die einfache Möglichkeit eines Abwassertransports über Straße 
oder Schiene außerhalb der Abwasserkanäle sehr zu begrüßen.“ 

Es ging um Genehmigungsverfahren. Was ist der Vorteil? Was ist das Problem in den 
Kanälen? Können Sie darauf ein bisschen tiefer eingehen? 

Dr. Yuliya Schießer (Covestro): Die Antwort kam von meiner Kollegin, aber ich kann 
es sehr gerne kurz erläutern. Es geht darum: Solange Abwasser den Kanal verlässt, 
wird es automatisch zum Abfall. Dann muss man ganz andere Richtlinien beachten. 
Deshalb werden diese Abwässer meistens in kleinen Mengen eher zur Verbrennung 
gesendet, weil es für ein Unternehmen einfacher und unbürokratischer zu handhaben 
ist, als es irgendwie anders zu behandeln. Sinnvoll wäre es aus unserer Sicht, diese 
Abwässer in kleinen Mengen über die Straße in die existierenden Abwasserbehand-
lungsanlagen senden zu können. Das würde sowohl kostenmäßige als auch ökologi-
sche Vorteile bringen. Das war damit gemeint. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Herr Haberkamp, am An-
fang der Anhörung und teilweise auch in den Stellungnahmen wurde die Wiederverwen-
dung von Kläranlagenabläufen öfter thematisiert. In der Regel befinden sich die Nutzer 
aber nicht neben einer Kläranlage. Die Frage lautet: Brauchen wir neben dem Trink-
wasser- und dem Abwassernetz ein drittes Netz für Brauchwasser, um es wieder zu-
rück zu den Betrieben und Verbrauchern zu bringen? 

Prof. Dr. Jens Haberkamp (FH Münster): Sie haben völlig recht: Gerade größere 
Kläranlagen liegen logischerweise in der Nähe größerer Ballungsräume. Dort ist häufig 
eher nicht so viel Landwirtschaft vorzufinden. Der Transport des aufbereiteten Was-
sers aus solchen Klär- oder weitergehenden Aufbereitungsanlagen wird mit Sicherheit 
ein relevanter Kostenfaktor werden. Dafür kann man aber durchaus pfiffige Lösungen 
finden. 

Ich habe eben schon das Beispiel „Schweinfurt“ genannt. In Schweinfurt geht man ge-
rade in die großtechnische Umsetzung, nicht nur für die landwirtschaftliche Anwen-
dung, sondern auch für die Bewässerung von Grünflächen und Sportplätzen. Dort wird 
zum Beispiel ein weiteres Leitungssystem in bestehende Abwasserleitungen eingezo-
gen. Das heißt: Es wird unter den Scheitel von Abwasserkanälen gehängt, um das 
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aufbereitete Wasser letztlich unter Nutzung desselben großen Kanalnetzes von der 
Kläranlage zum Ort der Anwendung zurückzuleiten. Das ist aber natürlich immer eine 
Frage des Einzelfalls. Man muss sich also vor Ort anschauen, wie man das Wasser 
am gescheitesten zu potenziellen Anwendern bekommt. Es gibt durchaus Ansätze. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Drews, in Ihrer Stellungnahme unterbreiten Sie kon-
krete Reformvorschläge zur Vereinfachung der Genehmigungsverfahren. Können Sie 
uns diese und auch den Hintergrund für die konkreten Vorschläge kurz vorstellen? 

Martin Drews (DIE PAPIERINDUSTRIE): Die Papierindustrie ist sehr kapitalintensiv 
und braucht verlässliche Rahmenbedingungen, das heißt: auch eine Investitionssicher-
heit. Bestehende Genehmigungen und die entsprechenden Nutzungsrechte sind sehr 
wichtig. Wir befinden uns gleichzeitig – ich habe es eben schon einmal gestreift – in 
einem Transformationsprozess und brauchen neue, innovative Lösungen. Wir haben 
sehr gute Ziele, anhand derer wir uns nicht nur auf den Weg der Transformation, son-
dern auch der Reduzierung oder vielleicht sogar des Ersatzes von Wasser im Produk-
tionsprozess begeben haben. Vielfach werden neue Ansätze aber durch das starke 
Genehmigungsrecht ausgebremst. Deswegen plädieren wir sehr dafür, dass es bei 
nicht wesentlichen Änderungen nur – in Anführungszeichen – zu einer Anzeige und 
nicht zu einem aufwendigen Genehmigungsverfahren kommen darf. 

Ich will ganz klar sagen: Es geht nicht darum, irgendwo Standards abzusenken. Die 
Papierindustrie ist sich ihrer Verantwortung absolut bewusst. Sie war in der Vergan-
genheit sehr vorbildlich unterwegs und wird es auch in der Zukunft sein. Wir benötigen 
aber Ermöglichungen auch von Ihnen, der Politik, damit Investitionen sowie Innovatio-
nen vorangetrieben werden und wir diesen Weg gehen können. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Ich bedanke mich ganz herzlich bei den Sachver-
ständigen, dass Sie hier waren und uns zur Verfügung gestanden haben. Ich danke 
auch den interessierten Gästen der Anhörung und schließe den öffentlichen Teil der 
Sitzung. 

(Beifall – Es folgt ein nichtöffentlicher Sitzungsteil.) 

gez. Astrid Vogelheim 
Vorsitzende 
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